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Einleitung





Im Zentrum dieser Arbeit stehen die Entwicklungsvorstellungen der verschiedenen Akteure in der Region Dessau - Bitterfeld - Wittenberg. Dabei besteht das Anliegen der Arbeit darin, einen Beitrag für die Ermittlung jener Aktivitäten, Strukturen und Potentiale in der Region zu leisten, die eine nachhaltige Entwicklung auf den Weg bringen bzw. diese verhindern könnten. 


Ziel der Untersuchung ist es, auf der Grundlage der unterschiedlichen Entwicklungszielsetzungen und -konzepte der Akteure die darin hervortretenden Konfliktlinien, aber auch Konsensspielräume zu verdeutlichen. Die Kenntnis dieser Konfliktlinien und Konsensspielräume ist eine wesentliche Voraussetzung, um die Träger regionalen Innovationspotentials zu identifizieren, zu fördern und ihre Effizienz zu steigern.





Die Leitidee und das Maß für die Beurteilung der verschiedenen Entwicklungsansätze soll die Nachhaltige Entwicklung sein, wie sie nicht zuletzt auf der UNCED Konferenz 1992 vertreten wurde. Somit müßten auch in die Region Dessau-Wolfen-Bitterfeld die drei Elemente Ökonomie, Ökologie und Soziales in den Entwicklungskonzepte ebenso integriert sein, wie die Aspekte des globalen Nord-Südzusammenhangs. 


Neben diesen global-abstrakten Aspekten müssen die zu beurteilenden Konzepte aber auch Antworten auf die Fragen der Menschen vor Ort geben; nämlich von wem und wie können die von der Wirtschaft verwüsteten Landschaften und Biographien repariert werden? Dabei kommen m.E. den Aspekte der Kommunikation und der Institutionalisierung von Interessen eine herausragende Bedeutung zu.





Um Illusionen von vornherein zu vermeiden, müssen bei der Betrachtung der Akteure und ihrer Konzepte auch die widersprüchlichen und grundlegenden Entwicklungslinien in den neuen Bundesländern berücksichtigt werden:


Trotz zunehmender Verbalisierung in Sachen nachhaltiger Entwicklung haben die an Zivilisationsproblemen orientierten Alternativkonzepte seit dem "Ende der Geschichte" (Fukuyama 1989) an gesellschaftlicher Akzeptanz eingebüßt. Dies gilt vor allem dann, wenn die Sinnhaftigkeit der eingeschlagenen Entwicklung substanziell in Frage gestellt und als zivilisatorische Sackgasse deklariert wird. Darüber hinaus ist nur 7% der Bevölkerung in den neuen Bundesländern (11% in den alten) der Begriff "nachhaltige Entwicklung" geläufig (vgl. Sonnenpost 1997).


Trotz zunehmendem Umweltbewußtseins ist festzustellen, daß die Problemfelder des Umweltschutzes ein geringeres Gewicht haben als die Bereiche von Arbeit und Einkommen. Es sind also in der Hauptsache die eigenen Lebensumstände, nicht zuletzt orientiert (wenn auch bisweilen vergeblich) an der Konsumbotschaft der Werbung, die das sinkende persönliche Wohlbefinden großer Bevölkerungsteile bestimmen (vgl. Statistisches Bundesamt 1997:549).


Das Entwicklungsziel und die gesellschaftlichen Spielregeln in Ost und West werden aus dem War-Zustand der alten Bundesrepublik abgeleitet, angereichert mit den Bedingungen globaler Standortkonkurrenz. Bewährtes, Gewünschtes und Diskutables erhält häufig nur die Frist einer Übergangsregelung.


Der zur institutionellen Kopie der alten Bundesrepublik führende Transplantationsprozeß und der marktwirtschaftliche Urknall nach dem Drehbuch liberaler Grundsätze, führte in den neuen Ländern zu einer weitgehenden Atomisierung und Auflösung vieler Akteure. Durch diesen Prozeß werden die vormals bestehenden regional gewachsenen Netzwerke und die Integration vieler Menschen in das gesellschaftliche Leben aufgelöst. Dadurch wurde auch die bisherige gesellschaftliche Einbettung wirtschaftlichen Handelns, also der Bezug auf regional gewachsene persönliche Beziehungen und das darin geronnene Ver- oder Mißtrauen oder Traditionen aufgehoben (vgl. Thomas 1992:331, Geißler 1992:211, WZB 1992; Statistisches Bundesamt 1997:604ff).


Das durch den Prozeß der Atomisierung und Auflösung der Akteure entstehende Vakuum bleibt keineswegs leer. Zum einen etablierten sich neue, insbesondere westliche Akteure und Netzwerke und überfrachten die Region mit aus den neuen Netzwerken resultierenden Interessenmustern; zum anderen sind die den neuen Problemen angepaßten Kommunikationsnetze (noch) nicht vorhanden (vgl. Sonnabend 1996:6).


Das Vertrauen in die heilenden und selbsttätigen Marktkräfte des kapitalistischen Wirtschaftssystem als Hoffnungsträger und Garant für die Zukunft wird zunehmend von immer mehr Menschen in den neuen Bundesländern deutlich pessimistisch gesehen (vgl. Statistisches Bundesamt 1997:439).





Insgesamt läuft in den neuen Ländern also ein Prozeß ab, in den die vorgefundene Unter- und Fehlentwicklung in beschleunigter Weise und über die Menschen hinweg, durch eine neue Fehl- und Überentwicklung ersetzt wird. Ob und inwieweit sich in einer Atmosphäre von zunehmender politischer Interessenlosigkeit, Zukunftsangst, Desintegration und dominanter Außensteuerung entwicklungsmächtige regionale Kommunikationsmuster und Netzwerke herausbilden können, in denen die einzelnen Menschen ebenso wie die regionalen Funktionsträger auch Alternativen zum gegenwärtigen Konsum- und Lebensstil diskutieren können, muß skeptisch beurteilt werden.





Bei der Bearbeitung der dieser Arbeit zugrunde liegenden Texte, Interviews und Themenstellungen, scheinen mir folgende Fragestellungen sinnvoll. Sie können jedoch keineswegs im Rahmen dieser Arbeit alle erschöpfend beantwortet werden und sollen auch als ein Vorschlag für die weitergehende Beschäftigung mit diesem Thema verstanden werden:


�
Welche Akteure gibt es im Gebiet Dessau-Bitterfeld-Wittenberg?


Was verstehen die verschiedenen Akteure unter Nachhaltiger Entwicklung?


Welche Entwicklungsziele haben die Akteure?


Wie verfolgen die Akteure ihre Ziele?


Wie verläuft die Kommunikation zwischen den Akteuren im Hinblick auf die Umsetzung ihrer Ziele?


Welchen Zusammenhang zwischen Akteurshandeln und nachhaltigen Innovationen gibt es? 


Welche neuen Akteursformen haben sich entwickelt oder sind in Keimform vorhanden?


Wie müßten diese gefördert werden? Welche Antwort geben diese neuen Akteure in welcher Weise auf welche Probleme?


Welchen Selbsthilfecharakter haben diese neuen Akteure?


Welche Potentiale sehen die Akteure?


Welche Befindlichkeit haben die Akteure?


Welche Konfliktlinien zeichnen sich zwischen den Akteuren ab?


Welche Verlierer- Gewinnerkonstellationen gibt es?


Wie kann der Öffentlichkeit vermittelt werden, daß die konventionelle Wirtschaft für einen Großteil der in der Region lebenden Menschen keine dauerhafte Existenzsicherung darstellt?


Wie können die internen und externen Förderkompetenzen der Verwaltung bei der Unterstützung wichtiger Akteure ausgebaut werden? Welche Organisationsstrukturen müssen ggf. verändert werden?


Welche Brückenbeziehungen gibt es, die über die engen Grenzen der eigenen sozialen Gruppe hinausweisen? Wer sind die Akteure, die diese Beziehungen fördern?


Welche Wirtschaftssektoren sollten zusammen mit welchen Akteuren unterstützt werden?


�






Die Region





Der Schwerpunkt der betrachteten Region wird durch das Dreieck der Städte Dessau, Wittenberg und Bitterfeld gebildet, das ungefähr 250km² umfaßt und in dem ca. 350.000 Menschen leben. Dieses Gebiet ist die sog. „alte Mittelelbe/Mulde Natur- und Industrieregion“ und ist ebenfalls identisch mit der Region, die als „Industrielles Gartenreich“ bezeichnet wird. Sie bildet den nordwestlichen „Rand der großen Braunkohletagebaugebiete um Bitterfeld und ist historisch vor allem durch drei sich um die Stadt Dessau rankende Entwicklungen bekannt geworden:


„Berühmt ist das in großen Teilen noch erhaltene Dessau-Wörlitzer Gartenreich, entstanden als Teil und Krönung von vielfältigen, alle Lebensbereiche umfassenden Reformbemühungen der Aufklärung unter Fürst Leopold III. Friedrich Franz von Anhalt-Dessau zwischen 1758 und 1817 - ein Versuch der harmonischen Zusammenführung von Mensch und Natur sowie von Stadt und Land.


Berühmt - als Symbol eines raschen, alles umwälzenden Industrialisierungsprozesses in Mitteldeutschland ist die Unternehmensgeschichte der Junkers-Werke im ersten Drittel dieses Jahrhunderts, ein Versuch der Einheit von Forschung und Experiment, serieller Produktion und Gestaltung, humaner Nutzung und sozialer Leistung sowie technischem und kulturellem Fortschritt.


Berühmt - das Bauhaus Dessau, welches 1926 als Hochschule für Gestaltung in die aufstrebende mitteldeutsche Industriestadt kam und unter dem Thema >Kunst und Technik eine neue Einheit< (...) die Produktgestaltung , den Prozeß der Gestaltung und die Gestalterausbildung revolutionierte und dafür Menschen vieler Nationen, Weltanschauungen und Fachdisziplinen zusammenführte.“ (Bauhausbrief 2 1990).





Darüber hinaus finden sich in der Region „Spuren eines 100jährigen Industrialisierungsprozesses: Braunkohlelandschaften, Industriekomplexe, Kraftwerke, Siedlungen, städtische Wohngebiete und eine großen Umweltverschmutzung“ (ebd.). Der industriellen Monostruktur von Chemie und Braunkohle stehen besonders im Biosphärenreservat Mittelelbe / Mulde landschaftlich wertvolle Gebiete gegenüber (vgl. Saupe et.al. 1994:61).








Die Akteure





Im folgenden Abschnitt werden auf der Grundlage von Interviews, die mit den Akteuren im Zeitraum von Januar 1995 bis November 1996 in der Region durchgeführt wurden, die Zielvorstellungen und Maßnahmen der regionalen Akteure dargestellt. Die Akteure werden in die vier Bereiche, "Landesregierung", "Regionalverwaltung", "Wirtschaft" und "sonstige nicht-kommerzielle Regionalentwickler" eingeteilt. Soweit das Material ausreicht, werden den Akteuren die Gliederungspunkte Situationsbeschreibung/Problemlagen, Aufgabenfelder/Ziele/Leitbilder, Maßnahmen/Projekte und Akteure/Strukturen zugeordnet.


Die betrachteten Akteure wurden nicht aufgrund nachgewiesener Repräsentativität ausgewählt, sondern aufgrund der Verfügbarkeit schriftlich vorliegender Interviews und deren von mir subjektiv eingeschätzter regionalen Bedeutung. Die Namen der interviewten Akteure, auf deren Grundlage die Positionen der verschiedenen Institutionen rekonstruiert wurden, können dem im Anhang befindlichen "Regionalverteiler Dessau-Wolfen-Bitterfeld", der auch in einer EXCEL-Datei vorliegt, entnommen werden.





Landesregierung


Ministerium für Wirtschaft, Technologie und Europaangelegenheiten des Landes Sachsen-Anhalt





Situationsbeschreibung


Nach Ansicht des Ministeriums wird Sachsen Anhalt ein wichtiger europäischer Wirtschaftsstandort werden. Für diese Sicht der Dinge wird auf die günstige geographische Lage des Landes im Kreuzungspunkt europäischer Handelswege und seine Einbindung in europäische Verkehrsnetze verwiesen. Dadurch ist Sachsen-Anhalt zu einem idealen Standort für den Umschlag von Gütern aller Art geworden. 


Die Standortvorteile für die wirtschaftliche Entwicklung sind durch folgende Merkmale gekennzeichnet:


�
hochqualifiziertes Humankapital,


traditionelle Technikorientierung und Industrieerfahrung der Menschen,


wirtschaftsfreundliches Klima und kooperative Wirtschaftsförderung,


enormes Potential am Arbeitsmarkt, das auf intensive Betreuung und Beratung setzt,


eine den Mittelstand bevorzugende Förderpolitik, 


die enge Vernetzung von anwendungsorientierter Wissenschaft und Wirtschaft 


ein umfangreiches Kulturangebot (vgl. www.sachsen -anhalt.de 1997).








Aufgaben, Ziele, Leitbilder


Fortschreitende Modernisierung und Ausbau der logistischen Infrastruktur sollen die oben genannten zentralen Vorteile weiter fördern.


Um die Regionalentwicklung voranzubringen, soll in einem offenen Prozeß mit möglichst vielen regionalen Akteuren ein regionales Entwicklungskonzept (REK) erstellt werden. Dadurch soll eine breite Diskussion über die Entwicklungsziele angeregt werden mit dem Ziel, im weltweiten Wettbewerb konkurrenzfähig zu werden. 





Der Wirtschaftsminister SA, Klaus Schucht


(früherer Ruhrkohle- und Treuhand-Manager)





Situationsbeschreibung und Problemlagen:


Seit der Wende ist der industrielle Besatz um mehr als die Hälfte zurückgegangen. Die daraus resultierende Wirtschaftsleistung hat nur noch einen Anteil von 18% an der Gesamtwirtschaftsleistung (33% in den alten Bundesländern).


Der Mittelstand ist relativ kapitalschwach und in Managementfragen unerfahren. Im Chemiebereich hat sich jedoch durch Auslagerung einiger Teilbereiche aus den Kombinaten ein lebhafter Mittelstand gebildet.


Sachsen-Anhalt verfügt über ein gentechnologisches Forschungszentrum aus DDR-Zeiten, eine hervorragende Bodenqualität und die dichteste Konzentration von Saatzuchtbetrieben in Deutschland.


Darüber hinaus verfügt es über Standortvorteile, die durch eine günstige Lage, Autobahnanschlüsse, Wasserstraßen, Schienenwege und hochqualifizierte umschulbare Beschäftigte gekennzeichnet sind.


Entwicklungsschwerpunkte liegen in den Bereichen Chemie, Gentechnik, flugtechnischer Großunternehmungen und Tourismus.





Aufgabenfelder Ziele und Leitbilder:


In Sachsen-Anhalt (SA) soll sich die gesamtwirtschaftliche Entwicklung an der globalen Wettbewerbssituation orientieren. Im Sinne der weltweiten Arbeitsteilung müssen moderne wettbewerbsfähige industrielle Strukturen geschaffen werden. Auch müssen Kapitalhilfen bereitgestellt werden, um die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den westdeutschen Regionen zu stärken. Dadurch soll eine Wiederbelebung und Neuansiedlung von Industrie und produzierendem Gewerbe erreicht werden.


In diesem Sinne soll Sachsen-Anhalt für die Gentechnik im Pflanzenbereich geöffnet werden. Zur Etablierung der Gentechnologie muß in der Region das Klima für dieses Unterfangen geschaffen werden. Dazu bedarf es der Moderation entlang der regionalen Akteurskette, von der gentechnologischen Forschung über die Landwirtschaftskammer bis hin zum Wirtschaftsunternehmen. Diese Moderation ist auch die Aufgabe des Wirtschaftsministeriums.


Auf dieser Grundlage wird sich in ein bis zwei Jahren das Chemiedreieck zu einem selbsttragenden Komplex entwickelt haben. Selbst Wolfen wird einen neuen industriellen Besatz aufbauen.





Die Entwicklungskonzepte müssen an die vorhandenen Potentiale, Strukturen und Kompetenzen der Region anknüpfen. Andererseits muß eine behutsame Abkehr von traditionellen, aber nicht mehr lebensfähigen Wirtschaftsstrukturen stattfinden.


Wichtig ist der Ausbau klein- und mittelständischer Unternehmen. Damit sich diese Betriebe ansiedeln, muß sich die Lebensqualität und das allgemeine Klima in der Region den Ansprüchen dieser Akteure anpassen. 


Ein weiterer aussichtsreicher Entwicklungssektor wird im Tourismusbereich gesehen. Es soll daher die touristische Infrastruktur großräumig und umfassend erschlossen werden. Dabei müssen die Anforderungen des Aktivurlaub mit einem sehr differenziertem Angebot wie mountenbiken, klettern, Golf, und Tennis etc. in allen Preisklassen erfüllt werden. Im Rahmen der Tourismusinitiativen, sollte das kulturelle Erbe dieser Region, insbesondere das Luthertum (religiös motivierter Tourismus, Pilgertum) vermarktet werden. Der Tourismusbereich stellt auch einen wichtigen Beitrag für den Ausbau der mittelständischen Wirtschaft da.


Mit Blick auf die Umwelt, dürfen die Arbeitsmarktmaßnahmen nicht hinter den Umweltgesichtspunkten zurückstehen. Es muß ein Kompromiß zwischen Ökonomie und Ökologie gefunden werden.


Im Rahmen der EXPO 2000 soll der Region über die Auseinandersetzung mit deren geschichtlichen Entwicklungsetappen� ein neues Selbstverständnis geschaffen werden. Den Besuchern sollen Kultur, wirtschaftliche Entwicklung und ökologische Zerstörungen in ihrem Zusammenspiel vorgeführt werden. Diese Darstellung ist als Beitrag zur regionalen Imagepflege gedacht, die die Region auch für potentielle Investoren atraktiver machen soll.





Maßnahmen und Projekte:


Unter Ausnutzung der landwirtschaftlichen Vorteile bauen derzeit Investoren für 560 Mio. DM großräumig die touristische Infrastruktur aus. Förderschwerpunkte sind Golfplätze, Thermal- und Spaßbad. Es werden 2700 Betten eingerichtet. Ebenfalls plant der Minister die Errichtung des wissenschaftlichen „ökumenischen Weltzentrums zum Studium der Ethik des 21 Jh.“ in Wittenberg. 


Im Sinne der gentechnologischen Offensive, setzt sich der Wirtschaftsminister für die Ansiedlung der italienischen Unternehmensgruppe Montedison ein, die ab Sommer 1999 in Bitterfeld eine 700 Mio. teure Investition für biosynthetische Rohstoffe in Betrieb nehmen will ( vgl. Tagesspiegel 30.7.97). 


In der Altmark südlich von Stendal soll auf einer Fläche von 3000 ha für ca. 8 Mrd. DM ein interkontinentales Logistikzentrum für Flugzeugersatzteile aufgebaut werden. Dieser Komplex wird bis zu 60 000 Arbeitsplätze!!!! schaffen und durch seine wirtschaftliche Anziehungskraft als Entwicklungsmotor für die Region dienen.





Akteure und Strukturen


Wichtige Akteure sind die Handels- und Handwerkskammer, die klassischen Verbände und das Kuratorium.


Die Akteure der gentechnischen Offensive sind insbesondere Hoechst und Schering, die Pflanzenversuchsanstalt in Gartersleben, die Saatzuchtbetriebe in Quedlingburg, die Landwirtschaft und die Unternehmensgruppe Montedison.


Die gentechnologischen Vorhaben sollen durch die Management-GmbH koordiniert werden, an der sich nach Auffassung des Wirtschaftsministers die Biotechnologiekonzerne als Gegenleistung für die Förderung durch das Wirtschaftsministerium, beteiligen sollen.


In starkem Widerspruch zu den angegebenen Zielen und Projekten steht die Einschätzung des Ministers, daß Investoren aus dem großindustriellen Bereich keine wesentliche Rolle spielen werden.





Die Umweltministerin Heidrun Heidecke





Situationsbeschreibung und Problemlagen


SA ist ein monostruktureller Industriestandort, insbesondere mit den drei Schwerpunkten Chlorchemie, Braunkohletagebau und Schwermaschinenbau. Alle diese Bereiche sind europaweit im Niedergang begriffen, so daß bis zu 90% der ehemaligen Arbeitsplätze verlorengingen.


Viele Menschen in dieser Region haben die Empfindung, nicht mehr gebraucht zu werden. Sie befinden sich daher in einer psychologisch sehr labilen Verfassung.


Immer deutlicher wird der große Umfang an dringend zu erledigender gesellschaftlich notwendiger Arbeit insbesondere im sozialen und ökologischen Bereich. Die Länder und Gemeinden haben jedoch kein Geld, um tätig zu werden. Arbeitspotentiale liege auch aus diesem Grunde brach.


Die gravierendsten ökologischen Probleme ergeben sich aus den Altlasten der Braunkohle- und Chemieindustrie und der Frage ihrer Entgiftung.


Ein weiteres Problem wirft die Abwasserproblematik auf. Die in den vergangenen Jahren gebauten und überdimensionierte Kläranlagen und Abwasserleitungssysteme stellen eine schwere finanzielle und strukturelle Belastung dar. 


Gegenwärtig stehen die Fragen der Umwelt gesamtgesellschaftlich hinter denen der Arbeitsproblematik weit zurück, so daß es wahrscheinlich keinen "ökologischen Umbau der Industriegesellschaft" geben wird. Der ökologische Umbau wird darüber hinaus von den aktuellen Gesetzesnovellen in Sachen Umweltschutz, Energie, Boden etc. noch erschwert. Ebenso sperrt sich die SPD gegen allzu offensive umweltpolitische Maßnahmen, aus Angst, dem Vorwurf der Arbeitsplatzvernichtung ausgesetzt zu sein.


Ein wichtiges Potential der regionalen Wirtschaft liegt in der Ernährungsindustrie. Sie ist arbeitsplatzbezogene in SA der stärkste Wirtschaftssektor (16000 Arbeitsplätze), ist sehr arbeitsintensiv und kann auf Qualität und Tradition aufbauen.





Aufgabenfelder, Ziele und Leitbilder


Ein strategisch wichtiger Bereich der regionalen Nachhaltigkeit ist der Energiesektor. Daher sollten in der Region die vorhandenen Technologien und Qualifikationen für die Entwicklung von Umwelttechnik und alternativer Energienutzung verwandt werden. Statt technologischer Großprojekte sollen allgemein dezentrale Lösungen mit Techniken mittlerer Reichweite angestrebt werden. Eine derart ausgelegte Umweltschutzindustrie schafft viele Arbeitsplätze für die Menschen am Ort.


Damit sich selbsttragende Wirtschaftsstrukturen ausbilden können, dürfen die klein- und mittellständische Betriebe nicht als Zulieferer für die Großbetriebe verstanden werden. Klein- und mittelständische Strukturen sind im Verhältnis zum Investitionsvolumen auch deutlich arbeitsplatzintensiver als großindustrielle high-tech-Strukturen.


Die Verwaltung muß auch unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten ihrer Vorbildfunktion mehr gerecht werden. Es soll gezeigt werden, daß zusammen mit privaten Investitionen auch in öffentlichen Einrichtungen sinnvoll Energie und Geld gespart werden kann.


Allgemein müssen die vorsorgenden Elemente des Umwelthandelns mehr Berücksichtigung finden. Dies gilt insbesondere für die Bereiche der Fließgewässer.


Ein Schlüssselkonzept nachhaltiger Entwicklung ist die Ökologische Landwirtschaft. Hier besteht erheblicher Förderungsbedarf.


Eine wichtige Aufgabe des Umweltministeriums besteht sowohl in der Schaffung eines institutionellen Rückhalts für sich bildende Bürgerinitiativen und sonstige Bürgervertretungen, wie in der Moderation der verschiedenen Akteure. Hierdurch werden die regionalen Netzwerke aufgebaut, die grundlegend für die regionale Kommunikation und Partizipation sind und letztendlich die verschiedenen Projekte tragen müssen.





Maßnahmen und Projekte


Im Sinne der Nutzung regionaler Potentiale, sollten die Erfahrungen in der Beschichtungs- und Reinstraumtechnologie zum Aufbau einer Photovoltaik-Produktion genutzt werde. Gleichermaßen sind die regionalen Potentiale für den Bau von Windkraftanlagen geeignet. Es könnten damit die Erfahrungen von ORWO, der Chlorchemie der Glasproduktion und dem Schwermaschinenbau zusammengeführt werden.


Es müssen entgegen der Vorstellungen der BVS, die Sondermülldeponien so bald wie möglich geschlossen werden, damit weitere Altlasten vermieden werden können.


Im Abwasserbereich unterstützt das Umweltministerium, insbesondere in den ländlichen Gebieten, statt technologischer Großprojekte dezentrale Lösungen, wie z.B. Schilfkläranlagen.


Die Förderung der Windenergie durch das Umweltministerium soll in den nächsten 10 Jahren dazu führen, daß sich ihr Anteil an der Gesamtenergienutzung auf 7% erhöht.


Für die Verwaltung sollen Klimaschutzkonzepte umgesetzt werden insbesondere durch Energie-Contracting-Modelle. 


Im Fließgewässerbereich müßten statt Elb-Saale-Ausbau, wie er von der Bundesregierung vorgesehen ist, länderübergreifende Großschutzgebiet etwa durch die Erweiterung des Biosphärenreservates mittlere Elbe geschaffen werden.


Das Umweltministerium setzt sich für die Vermarktung regionaler ökologischer Lebensmittel ein, da dies ein wesentlicher Beitrag für die Ausweitung der ökologischen Landwirtschaft ist und gleichzeitig die regionale lebensmittelverarbeitende Industrie fördert.


Ebenfalls fördert das Umweltministerium die Landschaftspflege- und Umweltverbände, da zwischen diesen Organisationen und den Akteuren der ökologischen Landwirtschaft vielfältige Kooperationen denkbar sind. Z.B. sollen im Biosphärenreservat mit dem Ziel der Mostverarbeitung Streuobstwiesen bewirtschaftet werden. Hierdurch steht ein interessantes regional-ökologisches Produkt zur Verfügung. Ebenfalls soll im Mahnsfelder Land Deutschlands größter traditioneller Aprikosenanbau in Kooperation mit den Landschaftspflegeverbänden, Landfrauen und regionalen Vermarktungsinitiativen in Betrieb gehen.


Darüber hinaus versucht das Umweltministerium prominente Persönlichkeiten, wie etwa die Umweltministerin, dafür zu gewinnen, für regionale Produkte zu werben. Dies verbessert die Marktchancen der regionalen Wirtschaft und verschafft den Menschen in der Region gleichzeitig etwas mehr Selbstbewußtsein.


Für die Unterstützung regionaler Institutionen im Umwelt- und Sozialbereich, hat das Umweltministerium 3 Mio DM in dem Landeshaushalt eingeplant. Die CDU würde diese Summe lieber für den Straßenbau verwenden.





Akteure und Strukturen


Im Rahmen der sog. Regionalisierung der Strukturpolitik haben sich in SA fünf Regionen herausgebildet, die jeweils eigene Leitbilder entwickeln. Zusammen mit Entwicklungsbüros, Verbänden, Initiativen und vielen anderen Akteuren werden auf Entwicklungskonferenzen entsprechende Papiere Diskutiert. Es wurde die Erfahrung gesammelt, daß, je offener der Prozeß der Leitbildentwicklung von statten geht, um so höher die Akzeptanz in der Region ist. Dies könnte ein Anstoß auch zu einer Institutionalisierung des regionalen Willensbildungsprozesses und für eine zunehmend kommunalisierte Regionalplanung sein. Dabei müssen die von den verschiedenen Kommunen in diesem Prozeß selbst gesetzten Prioritäten untereinander abgestimmt werden. Die verschiedenen Regionen müssen sich also auch ein gemeinsames Entwicklungsziel setzen.


Ein erhebliches Problem in der Außeinandersetzung mit den verschiedenen Akteuren besteht im politischen Bereich darin, daß der Einfluß der Wirtschaftslobby wesentlich größer ist, als der derjenigen, die irgend etwas mit Innovationen zu tun haben!


Besondere Kommunikationsprobleme hat das Umweltministerium daher mit dem Wirtschaftsministerium und den unteren Hierarchieebenen der Ministerien und Verwaltungen. In diesen Positionen sitzen Beamte, die mit den grünen Positionen nichts anfangen können und daher die Arbeit des Umweltministeriums erheblich behindern. Darüber hinaus handelt es sich bei vielen Beamten dieser Hierarchiestufen um weniger qualifiziertes Personal, das in ihren Positionen in Westdeutschland gescheitert ist und nun in Sachsen Anhalt die Prozesse blockiert (vgl. Heidecke 1996:14).


Um die Energiesparkonzepte auch gegen den Widerstand der Verwaltung in die bauliche Struktur der Verwaltung hineinzutragen, wurde eine Energieagentur gegründet, an der die Regionalversorger und die drei großen Stadtwerke beteiligt sind. Die Energieagentur konnte durch die Einsparung in der Verwaltung bezüglich ihrer Betriebsmittelkosten finanziert werden. Dieses positive Ergebnis konnte schließlich den Widerstand der Regionalverwaltung gegen dieses Konzept brechen. Ebenfalls konnte der Widerstand der Verwaltung gegen den Windenergieausbau durch ihre Beteiligung an der Erstellung einer Windenergiestudie, die sehr ermutigende Ergebnisse liefert, überwunden werden.


Alternative und bescheidenere Lösungen im Abwasserbereich, stößt bei den Abwasserzweckverbände und der Kommunalaufsicht, die sich sehr unflexibel gegenüber innovativen Lösungen zeigen, auf Widerstand.


Auch im Bereich der ökologischen Landwirtschaft, in dem sich die Zahl der Ökohöfe seit 1992 auf 95 verdreifacht hat, gibt es erhebliche Kommunikationsdefizite. Dies bezieht sich insbesondere auf die vier Anbauverbände, Bioland, der Forschungsring für Biologisch-Dynamische Wirtschaftsweise, Gäa und Naturland, die untereinander sehr stark konkurrieren. Dies behindert in unnötiger Weise das Erarbeiten gemeinsamer Strategien. Weniger schwierig ist die Kommunikation unter den einzelnen Ökolandwirten. Mittlerweile hat sich eine Organisation gebildet (welche?), die die Vernetzung von Erzeugern und Supermärkten moderieren will, um dadurch das Angebot und die Nachfrage zusammenzuführen.





Regionalverwaltung





Landratsamt Bitterfeld (Dez. Wirtschafsförderung und Dez. Naturschutz und Landschaftspflege)


Situationsbeschreibung und Problemlagen


30 % der Flächen sind Naturschutzflächen (wovon?).


Derzeit besteht ein Überangebot von Gewerbeflächen.





Aufgabenfelder, Ziele und Leitbilder


Im Landratsamt Bitterfeld werden insbesondere die Flächennutzungs� -, die Wirtschaftsstruktur- (Dez. Wirtschaftsförderung) und die Landschaftsrahmenpläne (Dez. Naturschutz und Landschaftspflege) erarbeitet. Im Regionalentwicklungsprogramm werden vor allem unter der Berücksichtigung ökologischer Aspekte die landwirtschaftlich nutzbaren Flächen ausgewiesen.


Ein weiterer Handlungsschwerpunkt wird in der Baulandausweisung und Infrastrukturentwicklung gesehen. Dabei soll darauf geachtet werden, daß die Gewerbeansiedlungen von der grünen Wiese auf Altstandorte verlagert und die Altstadtkerne wiederhergestellt werden (vgl. Deten 1995:18).


Die Wirtschaftsförderung des Amtes zielt insbesondere auf die Erweiterung des ersten Arbeitsmarktes. Eine wichtige Zielgruppe sind dabei die Arbeitnehmer der ehem. Chemiekombinate.


Ebenso sollen die Preise für die Wasserver- und Entsorgung, die Energiebereitstellung u.a.m. verringert werden, damit sich die Standortfaktoren für potentielle Unternehmungen verbessern (Wie verhält sich das mit den weiter unten angestellten Überlegungen des Amtes, zu den alternativen Energienutzungskonzepten?).


Das Amt (Dez. Landschaftspflege) sieht seine Aufgabe nicht darin, Arbeitsplätze für Landwirte zu schaffen.





Maßnahmen und Projekte


Das Landratsamt hat für die Region Bitterfeld alternative Energienutzungskonzepte erarbeitet. Diese beziehen sich auf den Einsatz von Raps-Diesel und Solar- und Windenergienutzung. Die CO2-freie Energie soll in ein Verbundsystem eingespeist werden.


Die ehemaligen Arbeitnehmer der Chemiekombinate werden teilweise mittels ABM-Stellen in den am Ort ansässigen Sanierungsfirmen (ÖSEG, GÖS) aufgefangen. Anschließend, so die Hoffnung, sollen die Beschäftigungsverhältnisse in den ersten Arbeitsmarkt übergehen. Begleitend bietet das Amt Existenzgründerseminare und andere Qualifizierungen für die Arbeitskräfte an. 


Ebenfalls wird der Arbeitsmarkt durch das Frauenförderungs-Sonderprogramm unterstützt.


Das Dez. für Naturschutz und Landschaftspflege hat einen Arbeitsplan für Landschaftspflege- und -Entwicklungsmaßnahmen erstellt, dessen wesentlicher Bestandteil die Integration von ABM-Kräften ist. Darüber hinaus sieht dieser Arbeitsplan u.a. Maßnahmen gegen die Verbuschung sowie die Orchideenstandortpflege vor, wodurch die Biotope gesichert werden sollen. Ebenfalls wurde über ABM ein 17 km langer Naturlehrpfad angelegt, der von ABM-Kräften betreut und täglich von 3-4 Schulklassen begangen wird.





Akteure, und Strukturen


Die Vermarktung der Gewerbeflächen wird durch die „Entwicklungs- und Wirtschaftsförderungsgesellschaft Bitterfeld“ betrieben, in der die umliegenden Städte Gesellschafter sind. 


Die EXPO 2000 wird als Chance gesehen, die Region in den Bereichen Technologie und Ökotechnologie voranzubringen.


Eine gute Zusammenarbeit besteht bei der Wirtschaftsförderung, insbesondere mit dem Initiativkreis Bitterfeld Wolfen (Stadtverwaltung ist dort Mitglied) und den Sanierungsgesellschaften. Eine über den eigenen Kompetenzbereich hinausgehende Zusammenarbeit wird als wünschenswert gesehen.


Das Dezernat Naturschutz und Landschaftspflege kooperiert mit einigen Landwirten, die für das Dezernat Mäharbeiten im Raum Bitterfeld erledigen.


 Die zukünftigen Strukturen werden sich in den folgenden Bereichen Entwickeln:


Chemie, Metallverarbeitung, Anlagenbau, innovative Umwelttechnologien, Forschungseinrichtungen und Landwirtschaft in der Westregion.


Eine kreisübergreifende Landschaftspflege findet kaum statt 





Biosphärenreservatsverwaltung





Die Landwirtschaft ist im Biosphärenreservat EU-bedingt an sinkender Flächennutzung bei gleichzeitiger Intensivierung der Restflächen orientiert. Dieses widerspricht nach Auffassung der Biosphärenreservatsverwaltung einer nachhaltigen Landwirtschaft.


Die Biosphärenreservatsverwaltung ist eine nachgeordnete Einrichtung des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung Sachsen-Anhalts und damit Mitgestalterin der Struktur- und Raumordnung. Der Aufgabenschwerpunkt bezieht sich auf die Flächennutzung der Dessauer-Wörlitzer-Kulturlandschaft. Ziel ist die Erhaltung einer standortangepaßten Artenvielfalt, der Erhalt der Auenlandschaft und die Ausweitung des Reservats zur Schaffung eines zusammenhängendes Flußsystems.


Eine entsprechende Sanierung geschädigter Gebiete soll insbesondere durch eine angepaßte Land- und Forstwirtschaft geschehen. Ebenfalls wird an entsprechenden Umweltbildungsangeboten gearbeitet.


Es wird (wurde) ein Pflege- und Entwicklungsplan zur Lenkung der Landnutzung und des Tourismus erstellt.


Die Reservatsverwaltung hat kein Konzept für das industrielle Gartenreich, da für die Konzepterstellung bisher (Sept. 95) keine Mittel zur Verfügung standen.


Es fehlt ebenfalls an einer landschaftsplanerischen Kooperation mit den anliegenden Gemeinden.





Stadtverwaltung Dessau 





Grünflächenamt


Die Aufgaben sind die Grünflächen- und Grabpflege, großflächige Landschaftspflege auch landwirtschaftlich genutzter Flächen und die Waldnutzung der Stadt.


Die landwirtschaftliche Nutzung ist aufgrund verseuchter Flächen, ungeklärter Eigentumsfragen und zu geringer Zuschüsse nur sehr schwer möglich. Damit stellt sich auch das Problem der Landschaftspflege. Es sollen zusammen mit der Biosphärenreservatsverwaltung Nutzungskonzepte erstellt werden, die die notwendige Landschaftspflege gewährleisten.


Die Zusammenarbeit mit den oberen Naturschutzbehörden gestaltet sich schwierig, da von dort Aufgaben herangetragen werden, die die finanziellen Möglichkeiten der Stadtverwaltung übersteigen. 





Amt für Umwelt- und Naturschutz


Die vom Umweltamt zu kontrollierende Fläche liegt zu 40% im Biosphärenreservat. Es besteht daher eine enge Zusammenarbeit mit der Biosphärenreservatsverwaltung und deren Förderverein. Bei der Zusammenarbeit geht es insbesondere um die Frage, wie über Fördermittel Landschaftspflege betrieben werden kann. Landschaftspflege durch die früher übliche Beweidung ist aufgrund der kontaminierten Flächen nicht mehr möglich.


Das Umweltamt erstellt für den Landkreis den Landschaftsrahmenplan mit den Richtlinien des Ministeriums (?). Ebenfalls entwirf es ein Umweltkonzept, das als Handlungsleitfaden für die Verwaltung, insbesondere dem Grünflächenamt, hinsichtlich der Pflegemaßnahmen dienen soll.





Regierungspräsidium Dessau


Dez. 57 - Naturschutz und Landschaftspflege


Die Aufgaben der Behörde liegen in den Bereichen Artenschutz, Eingriffsregelungen, Pflege und Entwicklung von Naturschutzgebieten und Fördermittel. Die Behörde beurteilt und genehmigt bestimmte Natureingriffe. Hauptschwerpunkt der Fördermittelgenehmigung ist dabei die extensive Landwirtschaft. Eine umfangreiche Förderung der Landwirtschaft erfolgt nicht. Ebenfalls weist das Dez. 57 Naturschutzgebiete aus.





Dez. 52 Agrarstruktur


Die Aufgaben liegen in den Bereichen Flurbereinigung und Bodenordnung, agrarstrukturelle Vorplanung, Dorferneuerung und EU-Förderung.


Die Landwirtschaft wird vor allem in Bereichen unterstützt, die den Landwirten ein zusätzliches Standbein sichern helfen. Die Unterstützung der ökologischen Landwirtschaft ist noch problematisch, da nach Auffassung des Dez. noch keine einheitliche Definition für die ökologische Landwirtschaft vorliegt. Damit sind für diesen Bereich auch keine Förderprognosen des Amtes möglich, an denen sich die Landwirte orientieren könnten.








Wirtschaft





Bei der Unterstützung von ExistenzgründerInnen sind vor allem die Handwerkskammer, die IHK, das Technologie- und Gründerzentrum Wolfen, die Technologietransferagenturen, die Sanierungsgesellschaften aber auch die öffentlichen Verwaltungen aktiv.


Öffentliche Gelder zur Unterstützung der Wirtschaftsentwicklung werden von öffentlichen Akteuren auf EU-, Bundes- und Landesebene, durch sich z.T. gegenseitig ergänzende Förderprogramme bereitgestellt.


Neben den öffentlichen Stellen zur Vermittlung öffentlicher Fördermittel zur Unterstützung der Wirtschaftsentwicklung (z.B. ComEast) hat sich auch eine Vielzahl privatwirtschaftlicher Vermittlungs- und Informationsstellen (EWG, Elbe-Mulde-Wirtschaftsförderungsgesellschaft) für diese Aufgabe entwickelt. Die vermittelbaren Fördermittel aus allen Hierarchieebenen (EU-, Bundes- und Landesebene) beziehen sich hauptsächlich auf die Bereiche Technologie, Wissenschafts- und Hochschulkooperation, Berufsbildung, Mittelstandsförderung, Zusammenarbeit in Mittel- und Osteuropa, Frauenförderung sowie auf die Bereiche Umwelt und Energie (vgl. Deten 1995:14). Des weiteren gibt es mehrere Wirtschafts- und Technologieförderungsagenturen, (Technologie- und Gründungszentrum Wolfen) die ebenfalls Informationen bereitstellen und Kontakte vermitteln.


M.E. sind diese Schwerpunkte der Vermittlung und Förderung klar an der Verbesserung der Standortkonkurrenz ausgerichtet, ohne jedoch substanzielle Alternativen für die aus der Standortkonkurrenz Herausgefallenen anzubieten.


Typisch für die Region sind die Sanierungsgesellschaften (GÖS, ÖSEG, DABS, IRB). Als Einrichtungen des zweiten Arbeitsmarktes haben sie das Ziel, ihre ABM-Tätigen langfristig auf dem ersten Arbeitsmarkt zu platzieren. Dies soll durch die Initiierung genügend großer Sanierungsprojekte geschehen, die eine dem Markt gegenüber selbsttragende Dynamik entwickeln, so daß sich einzelne Arbeitnehmer oder kleinere Arbeitnehmergruppen als eigenständiges Unternehmen ausgründen können (vgl. Deten 1995:21). Die Sanierungsgesellschaften sind Mitglieder in der Trägergesellschaft des Landes Sachsen-Anhalts (TLG). Zu nennen ist auch der Verband der Sanierungsgesellschaften e.V. Er ist der Unterverband der Sanierungsgesellschaften des Bergbaus und der Chemie. Er wurde gegründet, um den Gewerkschaften bei Aushandlung von Tarifverträgen einen Verhandlungspartner entgegenzusetzen.


Es bestehen Ansätze der Zusammenarbeit zwischen den ABM-Tätigen der Sanierungsgesellschaften und den Anbietern von Existenzgründungshilfen (Deten 1995:17).





Wirtschaftsberatungs-, -förderungs- und -informationsgesellschaften





Die Arbeitsfelder der Wirtschaftsförderungsgesellschaften werden in der Hauptsache von den Kommunalpolitikern bestimmt, die auch über deren Gründung entscheiden. Darüber hinaus gibt es Wirtschaftsfördervereine.





Agentur für Technologietransfer und Innovationsförderung (ATI)





Aufgabe der ATI ist die Stärkung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der in Sachsen Anhalt ansässigen Unternehmen durch eine Anpassung der Forschungs- und Entwicklungsstrukturen an die wirtschaftlichen Anforderungen. Ebenfalls geht es um die Vernetzung von Forschung und Wirtschaft.


Weitere Aufgaben der ATI sind:


Vorbereitung, Betreuung und Realisierung technologischer Projekte inkl. der Hilfeleistung bei Betriebsorganisation, Marketing und Finanzierung


Informationsbereitstellung zu Technologietrends, Wirtschaftspotentialen, Patenten, Lizenzen


Vermittlung von Wirtschaftskontakten aller Art


Vorbereitung von Messen und Leistungsschauen


Die ATI arbeitet mit den Sanierungsgesellschaften, dem Initiativkreis Bitterfeld-Wolfen, der IHK, den Landesministerien, Forschungseinrichtungen, Wirtschaftsförderungsgesellschaften und den Kommunen Wittenberg und Gräfenhainichen sowie der Stadt Dessau zusammen. Die beiden Kommunen sind gleichzeitig Gesellschafter der ATI (vgl. Deten 1995:22).





Entwicklungs- und Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH Bitterfeld (EWG)





Die EWG will durch die Förderung von Industrie, Gewerbe, Handel, Dienstleistungen, Tourismus und des Arbeitsmarktes die räumlichen, wirtschaftlichen und sozialen Strukturen des Kreises Bitterfeld verbessern. 


Die EWG versucht, für die von ihr Verwalteten Gewerbeflächen des Landkreises zugkräftige Investoren zu finden und Unternehmen anzusiedeln. Es sollen insbesondere Wissenschafts- und Innovationszentren für Umwelttechnologie und Sanierung geschaffen werden. Dieser Ansiedlungspolitik liegt u.a. die Annahme zugrunde, daß eine Vielzahl von Arbeitsplätzen im Dienstleistungssektor geschaffen werden können.


Sie leistet Beratungshilfen bzw. bietet Existenzgründungshilfen für Wirtschaftsunternhemen, Städte und Gemeinden. 


Es soll der Ausbau der Infrastruktur in den Bereichen Wasserver- und -entsorgung, Abfallentsorgung, Umweltschutz, Wohnungs-, Industrie und Gewerbebau und Kommunikation gefördert werden.


Gesellschafter der EWG sind u.a. der Landkreis, die Stadt Bitterfeld und die Stadt Wolfen.


Zusammenarbeit und Informationsaustausch findet mit der ÖSEG, GÖS, Stadtverwaltung Bitterfeld, den Gemeindeverwaltungen des Kreises, IHK, Handwerkskammer, den Institutionen der Förderprogramme, Wirtschaftsförderungs GmbH Sachsen Anhalt und der Elb-Mulde-Wirtschaftsförderungs GmbH statt (Deten 1995:24ff).





Elb-Mulde-Wirtschaftsförderungs GmbH





Die Aufgaben der Elb-Mulde-Wirtschaftsförderungs GmbH bestehen in der Verbesserung der wirtschaftlichen Situation der Elbe-Mulde-Region. Dies wird durch Beratung und Betreuung ansässiger und anzusiedelnder Unternehmen verfolgt. Ebenfalls wird eine entsprechende Werbung für die Region geleistet. Vor diesem Hintergrund wird die Expo 2000 als besonders positiv erachtet, insbesondere als Chance für die Etablierung der Region als Technologiestandort.


Es sollen die Standortbedingungen in den Bereichen Energiekosten, Bodenpreise, Erschließungskosten und Wasserpreise verbessert werden.


Eine Grundlegende Strategie wird darin gesehen, einen genügend großen wirtschaftlichen Kernbereich anzusiedeln, der eine Sogwirkung für weitere Unternehmensgründungen ausübt. Erst auf der Grundlage eines solchen Kernbereichs, sollte eine passende Qualifizierung der Arbeitnehmer erfolgen.


Insbesondere wird die Gentechnologie als Chance Begriffen, auf deren Grundlage sich die Wirtschaft in der Region und in ganz Deutschland erholen könnte. Es wird bedauert, daß die Haltung eines Großteils der deutschen Bevölkerung gegenüber der Gentechnik ablehnent ist.


Ebenfalls sollte kommunale Entscheidungskompetenzen ABGEBAUT und auf regionale Strukturen verlagert werden. Kommunale Absprachen seien zu unverbindlich und müßten daher durch eine verbindliche regionale Regulierung ersetzt werden.


Gesellschafter sind: Landkreis, Stadtverwaltungen, Firmen, Banken und Privatpersonen..


Es besteht ein Konkurrenzverhältnis zur EWG. 





Arthur D. Little/Studiengesellschaft Nahverkehr





Situationsbeschreibung und Problemlagen


�
Als Stärken wurden hervorgehoben:


gute Verkehrsanbindung in zentraler Lage der FNL


attraktive Absatzmärkte


ein hohes öffentliches Auftragsvolumen


das Vorhandensein einer Natur- und Kulturlandschaft


eine relativ junge Bevölkerung


ein hoher Anteil qualifizierter Arbeitskräfte


die Bauhaustradition





�Als Schwächen wurden hervorgehoben:


der hohe Industrieanteil in Monostrukturen


ein geringer Dienstleistungsanteil


eine hohe Umweltbelastung


teilweise schlechtes Image der Region





�
Die sozioökonomische Entwicklung wird sich auch in der Region an den gesamtwirtschaftlichen Trends ausrichten. Hierzu zählen insbesondere die zunehmende Freisetzung von Arbeitskräften durch neue Technologien, die Entwicklung kapitalintensiver Wirtschaftszweige, zunehmende Spezialisierung auch im Rahmen internationaler Arbeitsteilung und ein für den Verbrauch zunehmendes Einkommen.





Ziele und Leitbilder


Auf der Oberzielebene wird die Ankurbelung der Wirtschaft durch den Aufbau gewinnabwerfender Industriestrukturen in Verbindung mit der Schaffung einer ausreichenden Anzahl von Vollzeitarbeitsplätzen angestrebt. Die strategischen Teilziele werden mit abnehmender Gewichtung wie folgt beschrieben:


�
Schaffung zukunftssicherer Arbeitsplätze


Diversifizierung der Wirtschaftsstruktur


Umweltsanierung


Aufbau einer effizienten Inftrastruktur


Ressourcenschonung


Erreichen eines positiven Regionalimages


�



Maßnahmen und Projekte


Als Maßnahmen werden in Reihenfolge ihrer Wichtigkeit vorgeschlagen: Firmenneuansiedlung, Qualifizierung der Arbeitskräfte, Mittelstandsförderung. Als weitere Maßnahme wurde ohne hierachisierung das Umweltmanagement betont.


Darüber hinaus sollten Maßnahmen, die der Behördenansiedlung dienlich sind, unterstützt werden; dies habe einen hohen Multiplikatoreffekt, weist hinsichtlich der Beschäftigung einen hohen Frauenanteil auf, ist relativ krisensicher und ist ein wichtiges Instrument der Stadtentwicklung (Eisbrecherfunktion).





Firmenansiedlung


Als Basis für die Überlegungen zur Firmenansiedlung, werden die EU weit zu erwartenden Wachstumssektoren der Wirtschaft herangezogen. Die Wachstumssektoren werden dann auf den regionalen Wirtschaftspotentialen abgebildet. Nach dieser Analyse ergeben sich folgende Empfehlungen für die Industrieförderung in der Elb-Mulde-Regon:





�
Baugewerbe (Hoch-, Tief, Industriebau, Fertigteile: Fenster, Türen, Dämmstoffe, Baustoffrecycling)


chemische Industrie (Veredelung, Kunststoffverarbeitung)


Dienstleistungsgewerbe (Wartung, Consulting, Wirtschaftsberatung, Umweltberatung, EDV-Service)


Druck- und Vervielfältigungsgewerbe


Elektronikindustrie (Telekommunikation, Büroelektronik, Konsumelektronik


Glasindustrie (Behälter, Flachglas)


Hotel und Gaststätten


Ingenieurbüros


Instrumenteindustrie (medizinische und optische Geräte)


Lebensmittelindustrie (Obst, Gemüse, Tiefkühlkost, Eiscreme, Softdrings, Schokolade)


Maschinenbau (Förder- und Lagertechnik, Spezialmaschinen, Verpackungsmaschinen


Metallverarbeitung


Möbelindustrie (Büro, Garten, Beschläge, Qualitätsmöbel)


Papierindustrie


pharmazeutische Industrie


Rohre und Profile


Sonderfahrzeuge


Umwelttechnik


Waggonbau 


�



Die Förderung in den oben genannten Bereichen soll dabei durch Maßnahmen ergänzt werden, die der Verbesserung der Kommunikation zwischen den beteiligten Akteuren und zur Informationszugangsverbesserung über die Region dienen (Gründung von Wirtschaftsförderungsgesellschaften, überregionale Pressearbeit, Sammlung der Erfolgsmeldung in einer Datenbank, Werbung).





Qualifizierung der regionalen Arbeitskräfte.


Hinsichtlich der zu entwickelnden Qualifizierungsmaßnahmen wird den Arbeitsämtern eine verbesserte Zusammenarbeit mit den verschiedenen Akteuren empfohlen. Die Qualifizierungsmaßnahmen sollen an den bestehenden Eignungen der Arbeitskräfte anknüpfen. Der in spezifischen Bereichen ermittelte Qualifizierungsbedarf wird auf der Grundlage des Vergleichs des regionalen Qualifizierungsprofil mit den EU-weiten sowie mit den in den alten Bundesländern zu erwartenden Qualifikationsanforderungen erkannt. Als Refferenz dienen dabei die identifizierten Wachstumssektoren. Die wichtigsten Qualifikationsbereiche:


Kredit- und Versicherungsgewerbe, Unternehmensberatung, Immobilienverwaltung, Werbung, Bewachung


Gaststätten, Herbergswesen, Unterhaltung, Körperpflege, Medien und Kunst


Dienstleistungsbereich, insbesondere öffentliche Behörden.





Mittelstandsförderung


Die Mittelstandsförderung soll sich am überregionalem Absatz orientieren. Bei den relevanten Entscheidungen sollen die Unternehmen beteiligt und bei der Einführung effektiver Technologien gefördert werden. Die Forschungspotentiale sollen auf die Technologieentwicklung konzentriert werden.


Für die Verbesserung der Rahmenbedingungen müssen weitere Maßnahmen zur Klärung der Eigentumsverhältnisse eingeleitet werden.





Regionale Differenzierungen


Für die Innenstadt von Dessau wurde vorgeschlagen, dort reine Büroflächen zu schaffen, damit bessere Voraussetzungen als Behördenstandort bestehen.


Um Bitterfeld soll eine reine Wohngegend in schöner Lage entstehen. Die Revitalisierung alter Industrieflächen soll stark vorangetrieben werden. Repräsentativbauten in Bitterfeld und Wolfen sollen deren Image aufwerten. Auch soll eine weitere Aufwertung durch Verkehrsberuhigungen und Begrünungen der Innenstädte angestrebt werden.


Gräfenhainichen, Wörlitz und Oranienbaum sollen touristisch erschlossen werden. Entsprechende Informationen, Kooperationen und Infrastrukturbauten sind voranzutreiben.





Initiativkreis Bitterfeld-Wolfen e.V.





Dem 130 Mitglieder angehörenden Initiativkreis geht es um Standortentwicklung und Imagepflege, insbesondere um die Koordination der Aktivitäten zur ökonomischen und ökologischen Sanierung der Region Bitterfeld-Wolfen.


Ziel ist es, einen mit modernster Technologie ausgestatteten Chemiestandort in Bitterfeld und Wolfen zu schaffen. Zu diesem Zweck will der Initiativkreis die verschiedenen Interessengruppen zusammenbringen, leistet Förderungsberatung, Werbung für die Region und führt öffentliche Veranstaltungen insbesondere zum Themenfeld EXPO 2000 durch.


In der Tagebaufolgelandschaft soll darüber hinaus der Tourismus ein wichtiges Standbein bilden.


Die Qualifizierung der Arbeitnehmer soll an diesen Zielsetzungen ausgerichtet werden.





Stadtring e.V. Wolfen





Dieser Verein will den Mittelstand der Stadt Wolfen fördern und wird vom Wolfener Mittelstand und Kommunalpolitikern getragen. Der Oberbürgermeister von Wolfen ist der Vereinsvorsitzende. Die Vorschläge werden zusammen mit der Stadtverwaltung erarbeitet. Der Verein sieht sich als Ausgleich für den bitterfeldlastigen Verein "Initiativkreis Bitterfeld-Wolfen". Es soll vor allem das als Hauptproblem erachtete ORWO-Filmgelände Entwickelt werden. Hierfür ist eine einheitliche und schnelle Sanierung aus öffentlichen Mitteln voranzubringen.


Maßnahmen: Informationsvermittlung über Fördermittel, Lequiditätshilfeprogramme zur Verbesserung der Zahlungsmoral; Öffentlichkeitsarbeit in der Regionalpresse zur Vorstellung einzelner MittelständlerInnen.








ComEast Halle





Die Aktivitäten der ComEast sind Teil eines Sonderprogrammes des Landes Sachsen-Anhalts. Ihre Gelder stammen aus dem Fond für regionale Entwicklung, dem Landwirtschafsfond und dem europäischen Sozialfond.


Die Aufgabe der ComEast besteht in der Initiierung von Projekten, die der europaweiten Förderung von Unternehmenskooperationen und Ausbildungspartnerschaften mit dem Ziel der Technologieförderung dienen. Zielgruppe sind klein und mittelständische Unternehmen. 


Maßnahmen sind: Beratung und detaillierte Einzelbetreuung, Kapitalbeschaffung, Seminarangebote, Publikationen und Mitarbeit in den AGs des Initiativkreises Bitterfeld-Wolfen e.V.


Nach Ansicht von ComEast, wird sich die Region zum weltweit modernsten Hochtechnologiestandort mit ausgebautem Dienstleistungssektor Entwickeln. Demgegenüber bestehen große und wachsende Qualifikationsdefizite. Gefördert werden sollte: Fremdsprachen, Entsorgungsfacharbeiter, praxisnahe Mehrfachqualifikationen.


Gleichzeitig wird eine hohe Sockelarbeitslosigkeit erhalten bleiben.








Sanierungsgesellschaften


Dessauer Arbeits-, Beschäftigungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH (DABS)





Die DABS ist eine Sanierungsgesellschaft, die jene Arbeitskräfte auffängt und wieder in den ersten Arbeitsmarkt eingliedern sollte, die vom Personalabbau in den Treuhandbetrieben betroffen waren.


Es wurden ABM-Projekte initiiert, die der Demontage und Sanierung in der Region dienten und daher den Bedarf von regionalen Arbeitskräften erzeugten.


Qualifizierungsleistungen werden vor allem im Gewerbe, Sanitär-, Lüftungs- und kaufmännischen Bereich erbracht. 


Erfahrungsaustausch mit anderen Sanierungsgesellschaften, Weiterbildung und Koordination mit den Landesministerien wird von der TGL organisiert. Zusammenarbeit besteht darüber hinaus mit der IHK und den kommunalen Verwaltungen.


Gesellschafter sind: Verwaltung, Banken, Gewerkschaften, Handwerkerverband


Dessau wird sich zum Verwaltungsstandort entwickeln und ohne eigene Industriestruktur in Zukunft Wohnstadt für Wolfen und Bitterfeld werden (vgl. Deten 1995:39).





ÖSEG mbH Bitterfeld





Die Aufgaben der ÖSEG bestehen in der Sanierung des Betriebsgeländes der Chemie AG (plus MibrAG, IKR GmbH, Rohrwerke GmbH lt. Handelsregister) und im Rückbau bergbaulicher Anlagen. Sie ist 100% Tochter der Bitterfelder Qualifizierungs- und Projektierungs GmbH (BQP), die Trägergesellschaft für ABM-Beschäftigte ist. Sie dient nach dem Arbeitsförderungsgesetzt der Qualifikation und Arbeitsbeschaffung in der Region. Gesellschafter sind: Landkreis Bitterfeld, Stadtverwaltung Wolfen u. Bitterfeld, IHK Halle-Dessau, Verband der Chemischen Industrie, IG Bergbau und Energie, IG Metall, Nachfolger des Verbandes der Fabrikarbeiter und die BQP. Aufgrund der nur kurzfristig zur Verfügung stehenden Fördermittel für die ABM- und Qualifizierungsmaßnahmen, kann nur kurzfristig geplant werden, so daß für strategisches Handeln wenig Spielraum bleibt.





Verband der Sanierungsgesellschaften e.V.





Er ist ein Arbeitgeberverband der Bergbau-, Sanierungs- und Chemieindustrie, dessen Aufgabe u.a. in der Aushandlung der Tarifverträge für Bergbau- und Chemieangestellte liegt.








Landwirtschaft





Für die landwirtschaftliche Entwicklung spielen die Verwaltung ebenso die Vereine und Verbände eine wichtige Rolle.


Die Entscheidungen für regionale Strukturveränderungen werden vor allem im Ministerium für Umwelt- und Naturschutz getroffen. Dieses Ministerium legt die Richtlinien für die Förderung der Landwirtschaft fest.





Landwirtschaftsgesellschaft Dessau-Mildensee





Die Landwirtschaftsgesellschaft war ursprünglich ein Veredelungsbetrieb mit ca. 1000 Rinder. Diese Massentierhaltung mußte aufgeben werden, da die Rinder verseucht waren. Die Gesellschaft finanziert sich derzeit mühsam durch Landschaftspflege, verschiedene Dienstleistungen und EU-Fördermittel.





Bauernverband e.V. Mittlerer Elbe





Er vertritt die Kreise Dessau, Roßlau, Zerbst und Wörlitzer Winkel. Er ist die Interessenvertretung landwirtschaftlicher Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe vor dem MU, ALF und Regierungspräsidium. Er berät in Rechts- und Sozialfragen, in Fördermittelangelegenheiten und ist in der Weiterbildung der Landwirte aktiv.


Der Bauernverband selbst ist über ABM-Stellen ein großer Arbeitgeber für den ländlichen Raum.


Ziel des Verbandes ist es, neue Standbeine für die Landwirte zu finden. In diesem Sinn verfolgt er Überlegungen, die der Landwirtschaft in den Bereichen nachwachsende Rohstoffe (Dämmstoffe, Baumaterialien aus Getreide, biologisch abbaubares Geschirr) ein neues Arbeitsfeld erschließen sollen. Hauptsächliches Hindernis sind hierbei fehlende finanzielle Mittel und die niedrigen Preise der konventionellen Produkte.


Im Rahmen des Leader II Programms der EU (landwirtschaftliche Vermarktung, ländlicher Fremdenverkehr) wurden Initiativen unterstützt, die Besichtigungen der Landschaft, Fahrradverleih oder Begegnungsstätten organisieren.


Ebenfalls ist der Verband bestrebt, die Landwirte untereinander in kooperativen Wirtschaftsstrukturen zu verbinden.





Agrargenossenschat Mosigkau e.G.





Sie betreibt auf 1400 ha Futterproduktion für Bullen. 


Ein weiterer Arbeitsbereich wäre in der Landschaftspflege denkbar. Hierfür fehlt jedoch die Unterstützung der Stadt mit Aufträgen und Geld. Auch die extensive Landwirtschaft hat schlechte Aussichten, da auch hierfür die Mittel fehlen und das realisierbare Einkommen zu niedrig ausfallen würde.








Kirchen





Die Kirchen spielen in der Region, trotz Luthertum, im allgemeinen nur eine verhältnismäßig geringe Rolle. 


Es gibt eine Zusammenarbeit der kommunalpolitischen Vereine mit der evangelischen Akademie in Wittenberg insbesondere mit dem Schwerpunkt bei Jugendfragen. Bei der Erarbeitung von Zukunftsvisionen haben die Kirchen, mangels Zulauf nur eine geringe Bedeutung (vgl. Heidecke 1996:12).


Dennoch sind auch die Kirchen, wichtige Akteure und leisten Basisarbeit insbesondere in den Bereichen der psychosozialen Betreuung in dem mit Abstand am perspektivlosesten Wohnort Wolfen Nord. Hierzu liegen jedoch noch keine Unterlagen vor.








weniger kommerzielle (intermediäre) Entwicklungsakteure





Mittlerweile gibt es in der Region ein breites Netz von sozialen Initiativen wie z.B. Bürgerinitiativen, Vereine, Umweltinitiativen, Fraueninitiativen, Sozialinitiativen, Heimatvereine oder Mietervereine. Darüber hinaus spielen die EXPO 2000 GmbH, die ihr zugeordneten Akteure und die Stiftung Bauhaus Dessau eine hervorragende Rolle. Insgesamt sind etwa 150 solcher Zusammenschlüsse in der Region vorzufinden (vgl. Heidecke 1996:11).








Die EXPO 2000





Aufgaben, Ziele und Leitbilder


Das Gebiet zwischen Dessau, Bitterfeld und Wittenberg ist eine der Korrespondenzregion der Weltausstellung EXPO 2000 in Hannover. Die Korrespondenzregion will ihren Beitrag zur EXPO 2000 dadurch erbringen, daß die Aufgaben der sozio-ökonomischen Umstrukturierung sowie Altlasten- und Umweltsanierungen auf vorbildhaften Wegen angegangen werden. Nachhaltiger Gleichklang von Industrie und Ökologie, ein umweltgerechter Städtebau und eine positive wirtschaftliche Entwicklung werden von den verschiedensten Akteuren projektorientiert angestrebt. Die Region als solche will zum Ausstellungsgegenstand werden, in dem die EXPO-Projekte ganzheitliche Lösungsansätze für einen sorgsamen Umgang mit Landschafts-, Wirtschafts- und Lebensräumen aufzeigen. Die Projekte sollen unter starker Beteiligung der Bürger bei der Planung und Realisierung verwirklicht werden (vgl. www.sachsen-anhalt.de 1997). 


Die bedeutsamste Aufgabe der EXPO 2000 ist es, daß sie tatsächlich die innere regionale Diskussion über eine nachhaltige regionale Entwicklung voranbringt, in dem sie die verschiedensten Akteure und Einzelaktivisten durch deren Beteiligungswunsch am EXPO-Prozeß zwingt, sich mit den Bedingungen und Auswirkungen von Entwicklung auseinanderzusetzen (vgl. Scurill 1996:7).





Maßnahmen und Projekte


Kunst/Kultur und Öffentlichkeitsarbeit:


Das Leitmotiv der EXPO 2000, den Menschen samt seiner Technik in einem neuen Verhältnis zur Natur darzustellen, soll besonders öffentlichkeitswirksam durch die Bauhausidee Ferropolis der Stadt aus fünf gewaltigen Braunkohletagebaubaggern im ehemaligen Braunkohletagebau Golpa/Nord, erlebbar gemacht werden. Ferropolis wird sowohl technisches Denkmal sein, wie es Platz für Tagungs- und Seminarräume, für Unterhaltung und Gastronomie und für Freiluftveranstaltungen für bis zu 10.000 Menschen bietet.





Wohnumfeldverbesserung:


Die Siedlung Piesteritz in Wittenberg mit ihren 396 Altbauwohnungen wird von 1996 an bis zum Jahr 2000 denkmalgerecht und mit ökologisch verträglichen Baustoffen modernisiert. Die Modernisierung der Siedlung und die Ausgestaltung der öffentlichen Räume soll unter intensiver Beteiligung der Siedlungsbewohner erfolgen. Im Februar 1996 haben Eigentümer, Land Sachsen-Anhalt, Stadt Wittenberg, Bewohnervertreter und EXPO Sachsen-Anhalt GmbH eine Projektvereinbarung zur Modernisierung der Siedlung unterzeichnet. Dabei ist auch ein bundesweit einmaliges Konzept der "autofreien Siedlung im Bestand" Gegenstand der Vereinbarung. Die Siedlung ist heute im Besitz der Piesteritzer Siedlungsgesellschaft mbH & Co. Bewirtschaftungs KG.


Ebenfalls soll die Plattenbausiedlung in Wolfen Nord saniert werden. In diesem sozial und ökonomisch desaströsen Lebensumfeld wohnen ca. 35.000 Menschen. Das Konzept der vorbeugenden Erneuerung wird von den beiden Wohnungsbaugesellschaften, den Stadtwerken und der Stadtverwaltung Wolfen sowie bürgerschaftlichen Initiativen und der evangelischen Kirche getragen.


In sozialer Hinsicht soll vor allem einer weiteren Abwanderung und der damit einhergehenden Konzentration „gesellschaftlichen Bodensatzes“ entgegengewirkt werden. Zu diesem Zweck, sollen den Plattenbaubewohnern günstige Einfamilienhäuser im Stadtteil Wolfen-Nord zum Kauf angeboten werden. Ebenfalls soll die Flexibilisierung von Wohnungsgrundrissen im Bestand die Wohnqualität verbessern und die Menschen zum Bleiben verleitet werden. In ökologischer Hinsicht ist an eine energiesparende Modernisierung der Gebäude gedacht In sozio-ökonomischer Hinsicht sollen Arbeitslose aus Wolfen-Nord in das Konzept der Erneuerung intensiv einbezogen werden.


Im Frühjahr 1996 haben die Stadt Wolfen, die Stadtwerke und die beiden Wohnungsbaugesellschaften eine Projektgesellschaft gegründet, die mit einem Maßnahmenkatalog über 10 Jahre hinweg die vorbeugende Erneuerung erarbeiten und deren Umsetzung vorantreiben will (vgl. www.sachsen-anhalt.de 1997).


Die vorläufig wichtigsten 20 EXPO-Vorhaben, die in den Bereichen Arbeitsbeschaffung, Behördenansiedlung, Landschaftspflege, soziale Innovationen, Wohnumfeldverbesserung, Grüne Technik und Kunst/Kultur/Öffentlichkeitsarbeit liegen, sind in der folgenden Übersicht aufgelistet:





�
Die autofreie "Siedlung Piesteritz", Wittenberg 


Die "Baggerstadt Ferropolis", Gräfenhainichen 


Die Modernisierung der "Plattenbausiedlung Wolfen-Nord" 


Der städtebauliche Pfad in Dessau, vom Bauhaus zum Gartenreich 


Das "flachgehende Binnenschiff" der Roßlauer Werft 


Das "Umweltbundesamt in Dessau" 


Die "Wörlitzer Landwerkstätten", Wörlitzer Gartenreich 


Das ehemalige Kraftwerk "Vockerode" 


Die "offene Chemie", Bitterfeld 


Das ehemalige Kraftwerk "Torbogenstraße", Bitterfeld 


Der Chemiepark Bitterfeld 


Die landschaftliche Gestaltung des Tagebaurestloches "Goitsche", Kreis Bitterfeld 


Das Regionalforum als Plattform für die Entwicklung der Region Dessau 


Die geschichtlichen Industriebauten, die ehemalige "Filmfabrik Wolfen" 


Die kirchlichen und theologischen Initiativen, Lutherstadt Wittenberg 


Die Arbeitersiedlung "Zschornewitz" 


Die "Regionalbahn" Dessau/ Wörlitz/ Oranienbaum/Gräfenhainichen 


Der Umbau des Martin-Luther-Gymnasiums zur "Hundertwasser-Schule", Lutherstadt Wittenberg 


Die "Wieder-Öffnung der Stadtbäche" im Zentrum der Lutherstadt Wittenberg 


Die Instandsetzung und Neunutzung der "Cranach-Höfe", Lutherstadt Wittenberg.


�



Sowohl der verbale Anspruch der EXPO 2000, wie die verschiedenen Projekt enthalten viele Elemente die eine nachhaltige Entwicklung in der Region unterstützen können. M.E. wäre die wichtigste Aufgabe der EXPO 2000, den von den Problemen betroffenen Menschen eine Möglichkeit zu verschaffen, Verhaltensweisen zu erlernen, wie eigene Projekte initiiert, koordiniert und realisiert und wie selbst kreative Lösungen gefunden werden können. Ob dies tatsächlich der Fall ist, und in welcher Weise die Projekte tatsächlich regional wirksam werden, muß ständiger Gegenstand der Diskussion bleiben. 


Die EXPO 2000 ist für die Region mehr als nur die Umsetzung einer Ausstellung. Wenn sie ihren Ansprüchen gerecht wird, ist sie mit daran beteiligt, in der Region dauerhafte Strukturverbesserungen auf den Weg zu bringen, die ihren Sinn letztendlich unabhängig von dem Ausstellungstermin im Jahre 2000 haben. Es ist zu beobachten, daß allein schon die Idee EXPO 2000 einen Katalysatoreffekt erzeugt, in dem sie den Menschen in der Region Mut macht und Anreize liefert, sich mit ihrer Zukunft zu beschäftigen und einen Kommunikationsprozeß über Entwicklungswege in Gang setzt. Es wurden so eine Vielzahl von Initiativen in Bewegung gesetzt.


Die öffentliche Beteiligung am Diskussionsprozeß bezieht sich jedoch hauptsächlich auf die Kommunalparlamentarier, die sich durch die EXPO 2000 angeregt, verstärkt Gedanken zu regeionalen Entwicklungskonzepten machen. Die einzelnen Initiativen werden noch unzureichend in diesen Diskussionsprozeß integriert und die Projekte sind z.T. noch zu stark von oben herab geplant (vgl. Heidecke 1996:8; Scurill 1996:7)).





EXPO 2000 GmbH





Situationsbeschreibung und Problemlagen


Obwohl in den Selbstdarstellungen vieler EXPO-Projekte auf die ökologischen, sozialen und ökonomischen Aspekte der Projektideen hingewiesen wird, wird nach Aussagen des Projektkoordinators der EXPO 2000 GmbH, Herrn Stein, in der Region kaum über Nachhaltigkeit gesprochen. Vielmehr sei das dominierende Kriterium für die Bewertung der EXPO-Projekte, wieviel Arbeitsplätze sie schaffen würden und ob durch sie die zukünftige Wettbewerbsmöglichkeit verbessert werden kann.





Aufgaben, Ziele und Leitbilder


Die EXPO 2000 GmbH ist eine Art regionaler Entwicklungsagentur. Sie unterstützt u.a. die EXPO-Projekte, die in ihrer Gesamtheit dazu beitragen sollen, die regionale Identität zu entwickeln und das regionale Gedächtnis zu erhalten.


Die Arbeit der EXPO 2000 GmbH besteht vor allem darin, die Koordination und Moderation der nötigen Akteure für die Projektverwirklichung zu fördern; sie ist jedoch nicht in der Lage bzw. dafür konzipiert, eigene Projektmittel zur Verfügung zu stellen. Die Projekte selbst sollen neue Formen der Kommunikation und Konsensfindung erproben, beispielhaft sein, durch regionale Atraktivitätssteigerung Investoren anlocken und zeigen, was trotz geringer Mittel realisiert werden kann (vgl. www.sachsen-anhalt.de; Hergt 1996a:4). Die Menschen in der Region sollen im Rahmen der Projekte lernen, wie sie durch Eigeninitiative einen Beitrag zur Lösung der regionalen Probleme leisten können.


Mit Blick auf die Verfahrensgestaltung in Arbeitsweise und Ideenentwicklung orientiert sich die EXPO 2000 GmbH an der Internationalen Bauausstellung Emscher Park in Dortmund�. Es geht ihr dabei auch um die Anwendung von unkonventionellen Methoden.


Auch die EXPO 2000 GmbH will einen Beitrag zur Strukturpolitik leisten, der sich nicht unwesentlich an den Bedingungen des Weltmarkts orientiert. Das Erreichen besserer Marktchancen ist nach ihrer Meinung nicht gleichbedeutend mit der Anpassung an einen fremden Willen; sondern es eröffnen sich dadurch erst Freiräume zum eigenständigen Gestalten (vgl. Hergt 1996b:2, Scurill 1996:7).





Maßnahmen und Projekte


Ende Oktober 1996 organisierte die EXPO 2000 GmbH zusammen mit der Erneuerungsgesellschaft Wolfen-Nord in Wolfen-Nord eine beispielhafte Aktionsform, in der Planer und Planungsbetroffene gemeinsam diskutierten. Im Rahmen der Umplanung des Wohngebietes Q44 in Wolfen-Nord wurde eine Tagung mit 40 PlanerInnen und ArchitektInnen unter Einbeziehung von ca. 40 AnwohnerInnen durchgeführt. Gemeinsam wurden in Gruppen erarbeitete Entwicklungsideen zu den Themenbereichen Kinder, Energie und Gartengestaltung diskutiert. Von den AnwohnerInnen insbesondere den Jugendlichen wurde begrüßt, daß sie bereits zu Beginn des Planungsprozesses einbezogen wurden und nicht lediglich über fertige Konzepte abzustimmen haben (vgl. Hergt 1996c; Heidecke 1996).





Akteure und Strukturen


Die EXPO 2000 GmbH steht in enger Verbindung mit dem Lenkungsausschuß, dem Regional Forum und dem Wissenschaftlichen Beirat. Den Ideen des Bauhauses steht die EXPO 2000 GmbH zum Teil skeptisch gegenüber, insbesondere denen, die nach sozialen Innovationen, sozialen Veränderungen und Möglichkeiten für eine lokale Ökonomie suchen (? vgl. Hergt 1996a:13).


Im Prozeß der EXPO-Projekte-Ideensammlung haben die Vorschläge der EXPO 2000 GmbH eine bestimmende Wirkung. Insbesondere hinterläßt der Projektkoordinator der EXPO 2000 bei einigen Beobachtern einen sehr dominanten Eindruck hinsichtlich der Durchsetzung seiner Ideen. M.E. besteht darüber hinaus in der Region eine Neigung, die eigenen Aktivitäten und Ideen so anzulegen, daß diese sich als EXPOrelevant absegnen lassen. Hierdurch gewinnen die Vorstellungen der EXPO GmbH u.U bereits im Vorfeld eine ideenselektierende Wirkung, die der Suche nach neuen Konzepten, mit denen sich die Planungsbetroffenen identifizieren können, im Wege stehen.


Damit widerspricht das dominante Auftreten der EXPO 2000 GmbH nach Einschätzung von W.Hergt ihrem eigenen Anliegen, die Menschen aus der Region zur Eigeninitiative zu motivieren. Zwar fördert die EXPO viele Beteiligungsmöglichkeiten; jedoch müssen sich diese an den von der EXPO vorgegebenen Rahmenbedingungen orientieren (vgl. Hergt 1996a:9).


Dennoch ist hervorzuheben, das die EXPO 2000 GmbH tatsächlich die regionale Kommunikation zwischen sehr unterschiedlichen Akteuren fördert und wesentlicher Teil des "EXPO 2000 Katalysators" ist. Auch muß ihr Bemühen gewürdigt werden, unter real existierenden Bedingungen, die tatsächlichen Akteure anzusprechen, und dabei zu bedenken, daß nur ein kleiner Teil dieser Akteure an Konsummuster infragestellenden Strategien interessiert ist.





Regional Forum





Aufgabenfelder, Ziele und Leitbilder


Das Regional Forum wurde Ende 1994 mit dem Ziel gegründet, für das Gesamtvorhaben der "Korrespondenzregion Mitteldeutsche Industrieregion der EXPO 2000" Leitbilder und Kriterien zu entwickeln. Dabei sollen Organisationsformen zur Umsetzung nachhaltiger regionaler Entwicklungskonzepte gesucht und eine neue Planungskultur entwickelt werden.


Die erarbeiteten Leitbilder sollen ebenfalls in die Erstellung des regionalen Entwicklungskonzeptes (REK) einfließen. Insbesondere soll Stellung zu dem REK-Vorschlag der Landesregierung bezogen werden, dessen vorgesehene Form der Bürgerbeteiligung vom Regional Forum als zu bürgerfern mißbilligt wird. Das Regional Forum will bei der Erarbeitung eines REKs die Erfahrungen der Planungswerkstatt Bitterfeld-Wolfen nutzen.


Der Meinungsbildungsprozeß zu den Inhalten eines REKs soll nach Auffassung des Regionalen Forums durch eine breite Beteiligung verschiedenster Akteure geleistet werden. Die vom Regionalen Forum erarbeiteten Entwicklungsthesen sollen in einem offenen Bürgerdialog diskutiert werden. Anschließend sollen durch einEn ModeratorIn begleitete Gespräche zwischen breit gestreuten regionalen Akteuren über den bis dato erarbeiteten Diskussionsstand geführt werden. Hieraus soll ein erster REK-Entwurf hervorgehen, der nun wieder auf einer Regionalkonferenz diskutiert und dort zu einem zweiten REK Entwurf entwickelt werden soll.





Akteure und Strukturen


Dem Regionalen Forum wurde ein Lenkungsausschuß und der Wissenschaftliche Fachbeirat zur Seite gestellt (vgl. Meier-Kanke 1995:61; Hergt 1996a:3).


Der wissenschaftliche Beirat soll u.a. Projektideen entwickeln und diese bei der Durchführung evaluieren, Forschungsschwerpunkte für eine nachhaltige Regionalentwicklung benennen und EXPO 2000 Projekte wissenschaftlich begleiten.


Der Lenkungsausschuß begutachtet die von den Themengruppen des Regionalen Forums erarbeiteten Vorschläge auf Umsetzbarkeit.


Die vom Regionalen Forum (im Sommer 1996?) veröffentlichten "Thesen für ein Leitbild der Entwicklung in der Region Anhalt - Bitterfeld - Wittenberg" sollten Bausteine eines öffentlichen Diskurses sein. Die Resonanz bei den Bürgern war jedoch sehr bescheiden, so daß dieses Beteiligungsverfahren für das REK Ende 1996 gestoppt worden ist (vgl. Hergt 1996a:7). Gründe für das Scheitern des Beteiligungsverfahrens liegen evt. darin, daß nicht offensiv genug um die Bürgerbeteiligung geworben wurde.








Bitterfelder-Wolfener Fraueninitiative e.V.





In diesem Projekt wollen 25 Frauen, die auf ABM-Stellen als Chemikerinnen arbeiten, ökologischen Obstanbau auf 30 ha betreiben. Sie wollen als EXPO-Projekt geführt werden.


Trotz der wenigen Informationen, die mir zu diesem Projekt vorliegen, erscheint mir die Idee als prinzipiell gelungen. Zum einen werden Frauen auf ABM-Stellen im Chemiebereich sehr wahrscheinlich bald arbeitslos sein. Zum anderen ist die Frage, ob die Produkte dieses Projektes wirklich gebraucht werden und ökologisch verträglich sind zu bejahen. Darüber hinaus kommt das Projekt mit regionalen Ressourcen aus. Damit das Projekt jedoch auch in ökonomischer Hinsicht gelingen kann, ist eine Unterstützung im Bereich des Marketings unerläßlich.





Planungswerkstatt Bitterfeld-Wolfen





Aufgabenfelder, Ziele und Leitbilder


Als übergeordnete Zielsetzungen der Planungswerkstatt gelten:


die Rekultivierung städtischer Industriebrachen, 


die Förderung umweltverträglicher Wirtschaftsformen und 


die breite Bürgerbeteiligung bei der Planung und Realisierung.


Ziel der Planungswerkstatt ist es, einen informellen Planungs- und Gesprächsprozeß in Gang zu setzen, der einen den übergeordneten Zielsetzungen folgenden und auf Konsens beruhenden Entwicklungs- und Flächennutzungsplan, den Masterplan Bitterfeld - Wolfen, hervorbringen soll.


Die Bewohner der Region sollen ihre Ideen und Kritik in der Planungsphase einbringen und darüber nachdenken, wie die Planungsergebnisse der breiten Öffentlichkeit erfahrbar gemacht werden sollen





Maßnahmen und Projekte


Als Arbeitsformen wurden Planungswokshops, Ideenseminare oder Gutachterwerkstätten gewählt.





Akteure und Strukturen


Die Planungswerkstatt ist eine vom Bauhaus Dessau moderierte und konzeptionell mitentwickelte "Kommunikationsplattform" in der Region Bitterfeld-Wolfen. Auf ihr kommen die Vertreter der Kommunen, Chemieindustrie und externer Geschäftsleute und wissenschaftliche Berater zusammen, um die bisher isoliert betriebene Entwicklung der EXPO-Projekte in ein akteurs- und gemeindeübergreifendes Gesamtkonzept zu integrieren. 


Die finanziellen Mittel sollen auf Basis von Lohnkostenzuschüssen nach AFG 249h aufgebracht werden.


Entgegen der Zielsetzungen des Bauhauses handelt es sich bei der Planungswerkstatt nach Einschätzung von W.Hergt jedoch nicht um einen Planungsansatz, der die breite Öffentlichkeit in aktiver Form integriert. Vielmehr handelte es sich um einen Kommunikationsprozeß zwischen Entscheidungsträgern und Interessenvertretern. Bürgerbeteiligungsverfahren wie „planing for real“ oder die „Planungszelle“ waren demnach nicht wesentlicher Werkstattbestandteil, wohl „um das Vertrauen der Chemiegeschäftsleute herzustellen ...“ (vgl. Hergt 1996a:6, Duhm 1995:2).


Stimmt diese Einschätzung von W.Hergt, so ist m.E. die Planungswerkstatt vor dem Hintergrund ihrer eigenen Ansprüche gescheitert.





Erneuerungsgesellschaft Wolfen Nord mbH





Situationsbeschreibung/Problemlagen


Als dringlichstes Probleme identifiziert die Erneuerungsgesellschaft in Wolfen-Nord die Arbeitslosigkeit gefolgt von der Altlastenproblematik und den umfangreichen Umweltzerstörungen. Die Gründe der Arbeitslosigkeit werden im Wegbrechen der chemischen Industrie, der einseitigen und unangepaßten Qualifikation der potentiellen Arbeitskräfte und im zu geringen Anwachsen des Dienstleistungsbereichs gesehen. Angepaßte Qualifizierungsmöglichkeiten sind ebenfalls nicht hinreichend verfügbar.


Diese von vielen Menschen, insbesondere von Jugendlichen, als perspektivlos empfundene Lage, führt zu einer tiefen Verunsicherung, Selbstzweifeln und zur Abwanderung vieler aktiver Menschen.


Als wichtiger Standortfaktor werden die günstigen industriellen Ansiedlungsmöglichkeiten erachtet.





Aufgabenfelder, Ziele und Leitbilder


Ihr Tätigkeitsfeld liegt im Bereich der Organisation, Koordination und Vernetzung vieler wichtiger Akteure in Wolfen Nord.





Maßnahmen und Projekte


Es werden regelmäßig Bürgerbeteiligungen und -initiativen moderiert und unterstützt, Fördermittel akquiriert und gebündelt oder Konzepte für Projekte entworfen.


Die Arbeit zielt nicht auf die Förderung formeller Arbeitsverhältnisse; dennoch werden im Renovierungs- und Infrastrukturbereich Arbeitsmöglichkeiten geschaffen. Dies gilt insbesondere für die Bereiche Kindereinrichtungen, -betreuung, Schulen, Planung einer fußgänger- und radfahrergerechten innerörtlichen Verkehrsführung, Verbesserung der lokalen Erholungsmöglichkeiten und Infrastruktureinrichtungen in Zusammenarbeit mit der Stadt Wolfen.





Akteure und Strukturen


Die Erneuerungsgesellschaft wurde von der EXPO GmbH Sachsen-Anhalt ins Leben gerufen. Weitere Mitgesellschafter sind das Stadtwerk Wolfen, die Regionale Arbeitsförderungsgesellschaft mbH und der Bürgerverein Wolfen-Nord.


Beispielhaft ist die Zusammenarbeit mit der Wohnungsbaugesellschaft, der Wohnungsbaugenossenschaft und der Stadt Wolfen bei der Gestaltung von ca. 3000 in der Substanz bedrohten Wohneinheiten (vgl. Hergt 1996a).


Für die Arbeit der Gesellschaft stehen 2,5 Mio. DM zur Verfügung; es gibt jedoch im Verhältnis zu den Investitionsmitteln zu viele Beratungsmittel. Auch drohen erhebliche Mittelkürzungen.


Als für den regionalen Entwicklungsprozeß besonders wichtiges Vorhaben wird die EXPO 2000 genannt. Die in dessen Rahmen entstehende Bürgerbeteiligung schafft für die Menschen neue Hoffnung und damit Zukunft. Dies ist eine wesentliche Voraussetzung für die Entfaltung neuer Aktivitäten.


Auch die Ansiedlung des Umweltbundesamtes in Dessau wird sich nach Auffassung der Erneuerungsgesellschaft positiv auf die Region auswirken





Stiftung Bauhaus Dessau





Situationsbeschreibung und Problemlagen


Die ökologischen Grundlagen der Region, ebenso wie die in ihr vorzufindenden sozialen Beziehungen sind nach Auffassung der Stiftung Bauhaus Dessau (im Folgenden „Bauhaus“ genannt) in besonders krasser Weise durch die Wirtschaftsstrukturen geprägt und zerstört worden. Die auf starke Funktionsteilung ausgerichtete regionale Infrastruktur verhindert die kommunikative Nutzung öffentlicher Räume und bietet kaum Bedingungen, Arbeiten, Wohnen und Freizeit zusammenzuführen. 


Als soziale Grundstimmung sieht das Bauhaus, daß sich nur noch sehr wenige Menschen in der Region Gedanken über die sinnvolle Steuerbarkeit der regionalen Entwicklung machen. Das gilt selbst für viele Entscheidungsträger. Ebenfalls ist die Bürgerbeteiligung und das Interesse an solche Diskussionsprozesse und diesbezügliche Veranstaltungen sehr bescheiden. Die wenigen Aktiven dieses Entwicklungsprozesses müssen sich darüber hinaus auch besser organisieren.


Ein wichtiges Entwicklungshemmnis besteht darin, daß die sozialen Beziehungen und das Handeln der Menschen in der Hauptsache vom Geld bestimmt werden. Die von den Menschen formulierten Entwicklungskonzepte orientieren sich dementsprechend an dem Mangel bzw. Vorhandensein von Geld. Die Sinnhaftigkeit der ablaufenden Prozesse wird kaum hinterfragt. Besonders unkritisch stehen die Menschen den Produkten ihrer Lohnarbeit gegenüber. Es zählt nur noch die Lohnarbeit als solche, nicht jedoch die Sinnhaftigkeit der Tätigkeit für die Region oder die Gesellschaft. Auch der Umstand, daß sich viele Akteure mehr auf die Projekt-Fördermittel, als auf die inhaltliche Diskussion konzentrieren, wird als Entwicklungshemmnis gesehen.


Die mangelnde Phantasie bezüglich anderer, nicht vom Geld dominierter Formen der Vergesellschaftung, werden auch im Mangel konkreter Erfahrungen an alternativen Projekten gesehen (z.B. funktionierende Ansätze lokaler Ökonomie und Tauschringe). Diesem Defizit könnte z.B. durch auf Projektreisen gemachte Erfahrungen begegnet werden. 


Wesentliche Problemlagen werden in dem Irrglauben an den Markt, in der dem Streben nach Marktnischen und in den Wachstumsstrategien gesehen (vgl. Scurill 1996:9). 





Aufgabenfelder, Ziele und Leitbilder 


Ein Arbeitsschwerpunkt des Bauhauses bezieht sich auf die Initiierung kommunikativer Prozesse über ökologische und kulturelle Probleme altindustrieller Standorte. Es werden nachhaltige regionale Entwicklungskonzepte angestrebt. Dabei geht es um ökologische Alternativen zur wachstumsorientierten, marktwirtschaftlich dominierten Gesellschaft. Diese Alternativen sollen mit Mitteln der Kooperation, Kommunikation, gleichberechtigter Partizipation und sozialen Experimenten in einem offenen Prozeß entwickelt werden. Diese kommunikativen Prozesse müssen weit mehr durch institutionell, durch formale Strukturen abgesichert werden. 


Die angestrebten Entwicklungskonzepte sollen dabei an die historischen und besonders durch die technische Entwicklung geprägten sozioökonomischen Gegebenheiten der Region anknüpfen. Aus den historischen Erfahrungen soll sowohl Mahnendes wie Zukunftsweisendes in Auseinandersetzung mit den verschiedenen Akteuren der Region für die Regionalkonzepte nutzbar gemacht werden.


Die regionale Entwicklung soll sich an den Fähigkeiten und Bedürfnissen der Menschen der Region orientieren.


Dabei will das Bauhaus in einem offenen Kommunikationsprozeß die regionalen Probleme zuspitzen und Konsequenzen einer Nachhaltige Entwicklung für die einzelnen Akteure herausarbeiten. In diesem Kommunikationsprozeß kann das Bauhaus als Veranstaltungsforum auch für sehr verschiedene Akteure fungieren, da es von vielen als neutraler Boden akzeptiert ist (Scurill 1996:5).


Es sollen keine abstrakten Konzepte nachhaltiger Entwicklung präsentiert werden, sondern die Projekte sollen an den konkreten Belangen der Menschen anknüpfen und müssen konkret erfahrbare Ergebnisse liefern.


Es sollen Wohnstrukturen entwickelt werden, die auf eine räumliche Nähe der Funktionen Arbeiten, Wohnen und Freizeit ausgerichtet sind.


Die Kommunikationsbemühungen und die gewonnenen Erkenntnisse sollen nicht zuletzt Einfluß auf die politischen Entscheidungsträger nehmen.





Maßnahmen und Projekte


Das Bauhaus initiiert, betreut und begleitet Entwicklungsprojekte, soziale Experimente und unterstützt die hierfür nötigen Kommunikationsprozesse. Es leistet ebenfalls viele wichtige Beiträge zur Ausgestaltung der regionalen EXPO 2000 Projekte. Es ist eine Kommunikationsplattform, die sich über Zukunftswerkstätten, Tagungen und wissenschaftliches Arbeiten bei der Vernetzung regionaler wie internationaler Akteure und Sachkompetenz verdient gemacht hat.


Ein Arbeitsschwerpunkt des Bauhauses liegt in Wolfen. Aufgrund der sich dort bündelnden dramatischen Problemlagen geht es hier um eine komplette sozial-ökologische Stadterneuerung. Hier sollen im Rahmen von Umbaukonzepten der Filmfabrik Gebäude durch Selbsthilfe gestaltet werden, die Ansprüchen von Wohnen und Arbeiten gleichermaßen genügen.





Akteure und Strukturen


Das Bauhaus wird von anderen Akteuren sehr unterschiedlich bewertet. Die BauhausmitarbeiterInnen werden sowohl als Spinner und Störenfriede disqualifiziert, wie auch als regionale Ideenspender anerkannt.


In den einzelnen Projekten ist die Kommunikation zwischen dem Bauhaus und den Betroffenen vor Ort allgemein schlecht. Die Kommunikation läuft meist nur mit Funktionsträgern in Wirtschaft und Verwaltung. Mit der Verwaltung besteht teilweise eine gute Zusammenarbeit (vgl. Scurill 1996:4)


Die Kommunikation mit der EXPO 2000 GmbH wird durch grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten und ideologische Unterschiede behindert (vgl. Heidecke 1996; Hergt 1996a).


Die Kontakte zur Politik sind eher schlecht. Die Politik kümmert sich wenig um die Menschen, die jetzt in der Region leben. Es bestehen im wesentlichen nur zu Bündnis 90/Die Grünen gute Kontakte.


Als Kooperationspartner für die Region und das Bauhaus kommen keine Großinvestoren in Frage. Im Bereich der mittelständischen Unternehmen können hingegen noch einige Kooperationspartner gefunden werden.


Besonders zugänglich ist auch das Arbeitsamt in Dessau und Bitterfeld.





Kontakte und Kooperationen bestehen zu (vgl. Scurill 1996:8):


�
EXPO 2000 GmbH


Stadterneuerung Wolfen


Entwicklungs- und Planungswerkstatt Bitterfeld Wolfen


Stadtverwaltung Gräfenhainichen (gute Kontakte)


Frithjof Bergmann� ,, Neue Arbeit Wolfen


Sanierungsgesellschaften


Technologie- und Gründerzentrum


�Wolfener Bürgermeister


Arbeitsamt in Dessau und Bitterfeld


Stadtgemeinde Wolfen Nord


Unternehmensberater Michael Kopp


sonstige Vereine und Selbsthilfegruppen


ErwachsenenbildnerInnen, 


SozialarbeiterInnen, 


Tauschring in Leipzig 


zu vielenrer Projekte in Europa 


Bündnis 90/Die Grünen


�



Mieter- und Heimatvereine





Von den regionalen Akteuren, die die Bürgerbeteiligung unterstützen, sind besonders die in den letzten Jahren gegründeten Interessenvereine der Mieter z.B. in Piesteritz, Tschornevitz und Wolfen Nord von hervorstechender Bedeutung. Hier findet eine durch externen Lobbydruck relativ unbeeinflußte Interessenvertretung statt. 


Ebenfalls sind die Heimatvereine wichtig. Diese versuchen regionale Traditionen zu beleben und so ein Stück der den Menschen zunehmend verlorengehende Identität wieder zu beschaffen. 





Neue Arbeit Wolfen





Unter dem Motto "Neue Arbeit Wolfen", haben sich mehrere Initiativen zusammengeschlossen (GÖS, Thalheim, Zentrum für Arbeit).


Ziel von "Neue Arbeit Wolfen" ist es:


�
Arbeitsplätze zu schaffen und zu sichern


die Lohnstückkosten zu senken


die Produktqualität zu verbessern


die Lebensqualität der Beschäftigten zu verbessern


das Betriebliche Innovationspotential zu verbessern


�



Um diese Ziele zu erreichen, wird das bisherige Jobsystem durch zwei Komponenten ergänzt:


"High-Tech Self-Providing" und 2. "Calling".





High-Tech Self-Providing


Der in einem Betrieb nicht mehr benötigten Arbeitszeit wird nicht durch die Entlassung der Arbeitnehmer Rechnung getragen, sondern wird deren Lohn im selben Verhältnis wie die betrieblich nicht mehr benötigte Arbeitszeit gekürzt. Gleichzeitig wird aber der Teil der Arbeitszeit, der den Lohnkürzungen entspricht nicht gestrichen, sondern er wird in seiner Funktion umgewidmet: Diese Arbeitszeit wird nun am selben Arbeitsplatz für die eigenen Belange, in Eigenarbeit, umgesetzt. In dieser Zeit erbringt den Mitarbeiter Leistungen, Produkte oder für sich verwendbare Einsparpotentiale als Ausgleich für die Lohnkürzungen. Sie ist aber keine Freizeit, da sie gemeinschaftlich im Betrieb erbracht wird.





Calling (Berufung)


Aus der Eigenarbeit des High-Tech Self-Providing erwächst bei vielen Mitarbeitern der Wunsch, zur "Selbstverwirklichung". Dies kann sich z.B. auf die Gründung eines eigenen Betriebes, die Umsetzungen von Erfindungen oder sozialen Aktivitäten beziehen. Diese Aktivitäten werden durch das Unternehmen unterstützt, indem innerbetriebliche Stiftungen gebildet und/oder Teile der Unternehmensgewinne nicht an die Aktionäre sonder in diese Unternehmungen weitergeleitet werden (vgl. Bergmann 1997:64). 








Vergleichende Bewertung der Akteure, ihrer Ziele und Strategien





Hier soll eine kurze vergleichende Betrachtung der Akteure angestellt werden. Dabei soll versucht werde, sowohl die eher krisenproduzierenden wie krisenvermeidenden Institutionen zu benennen. Es stellt sich auch die Frage, wer mit welchen Aktionen Träger regionaler Innovationen sein könnte.


Innovation ist "die planvolle, zielgerichtete Erneuerung und auch Neugestaltung von Teilbereichen, Funktionselementen oder Verhaltensweisen im Rahmen eines bereits bestehenden Funktionszusammenhangs (...) mit dem Ziel, entweder bereits bestehende Verfahensweisen zu optimieren oder neu auftretende und veränderten Funktionsanforderungen besser zu entsprechen" (Brockhaus 1989).


Nimmt man diese Definition als Grundlage, kann festgestellt werden, daß die meisten Akteure der Region innovative Ideen anzubieten haben und der Bewertungshintergrund daher weiter präzisiert werden muß (vgl. 4.1).


Ebenso soll gezeigt werden, mit welchen Mitteln welche Akteure welche Entwicklung in Gang setzen bzw. setzen wollen


Es soll auch gefragt werden, welche neuen Kommunikationsformen geeignet wären, den Prozeß einer nachhaltigen Entwicklung zu befördern (vgl. 7.1). Ebenfalls soll versucht werden, die Barrieren herauszuarbeiten, die einer nachhaltigen Entwicklung im Wege stehen (vgl. Borner/Hergt 1996).


Im Anschluß daran, soll ein Vorschlag unterbreitet werden, welche konkreten Aktionsfelder in der Region geeignet sind, einer Nachhaltigen Entwicklung dienlich zu sein (vgl. 7.2).


Es muß auch kritisch gefragt werden, in wie weit die Krisenprobleme auf der regionalen Ebene überhaupt behandelt werden können und welche Spielräume es für die regionalen Akteure gibt. Ebenfalls wäre zu klären, in wie weit sich das Konzept der nachhaltigen Entwicklung als Maßstab für die regionale Entwicklung überhaupt objektivieren läßt.





Bewertungshintergrund


M.E. sind solche Innovationen gefragt, die grundsätzlichere Antworten auf die Fragen der 


weiter steigenden Sockelarbeitslosigkeit in der Region geben,


den Zusammenhang von Arbeitszeiten, Arbeitsformen und Veränderungen in der individuellen Lebensführung berücksichtigen (vgl. WZB Forschungsschwerpunkt Technik-Arbeit-Umwelt, Hildebrandt/Hielscher),


dem doppelten Widerspruch von zunehmender Bedeutung der Lohnarbeit für die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben bei gleichzeitigem erheblichen Abbau von Lohnarbeitsplätzen, sich fortwährend verringernder Lohnarbeitszeit und dem Anwachsen unerledigter gesellschaftlicher Aufgaben (z.B. Umweltschutz, Pflegedienste etc.), mit den Folgen zunehmender sozialer Desintegration und gesellschaftliche Polarisierung, etwas entgegensetzen. 


Als weiterer Bewertungshintergrund werden Kriterien einer nachhaltigen Entwicklung angelegt. Dabei ist es nicht notwendig, daß der Begriff "Nachhaltig" von den betrachteten Akteuren verwendet wird. Im Gegenteil scheint der inflationäre Gebrauch eher auf eine ideologische Ummünzung eines beschleunigten "Weiter so" hinzudeuten.


�
Kriterien Nachhaltiger Regionalentwicklung


Mit den folgenden Kriterien müssen die Zielsetzungen der Regionalentwicklung korrespondieren :





ökonomisch�
sozial�
ökologisch�
�
Grundbedürfnisbefriedigung: Ernährung, Kleidung, Wohnen, Kommunikation, Kultur, Arbeit, Umwelt, Mobilität. Der Begriff von „Wirtschaft“ kann nicht auf die zwar dominante, aber trotzdem nicht einzige Form von geld- und marktvermittelten Stoffströmen eingeschränkt werden; die Bereiche von Subsistenz-, Eigen- und Schattenwirtschaft sind unter dem Aspekt ihres Potentials und ihres derzeitigen Beitrags zur Ökonomie und zur Versorgung zu berücksichtigen.


Bewährung nachhlatiger Projekte am „Markt“: das bedeutet nicht, daß jedes Projekt von Anfang an ohne jede staatliche oder andere Förderung auskommen muß. Bewährung soll bedeuten, nach einer Anlaufphase ökonomische Eigenständigkeit und Überlebensfähigkeit zu erreichen.


Der Informationsfluß zwischen Unternehmen, Politik und Verwaltungen, Hochschulen, Forschungseinrichtungen und BürgerInnen muß inner- und überregional mit dem Ziel verbessert werden, Kooperationsmöglichkeiten sowie Synergieeffekte zu erreichen. Ziel ist es hierbei, staatliche Interventionen und bürokratischen Aufwand ebenso zu vermindern wie die Anonymintät des „Marktes“ zugunsten von Transparenz zu verringern.


Etablierung regionaler Stoffkreisläufe und Wertschöpfungsketten


Förderung von ökologisch verträglichen Produkten und Produktionsverfahren�
Inner- und überregionale Beziehungen sollen auf Gegenseitigkeit und Chancengleichheit gegründet sein. Selbstverantwortung soll ermöglicht werden.


Beteiligungschancen bei der Entwicklung von Leitbildern wie auch bei einzelnen Entscheidungen sollen gewährleistet sein.


Beitrag zur Angleichung von Lebenschancen und weltweiter Verteilungsgerechtigkeit leisten.


Lange, unüberschaubare Handlungs- und Wirkungsketten, die oft durch anonyme Beziehungen gekennzeichnet sind, müssen transparenter werden. Verschiedene Wege sind denkbar: Regionalorientierung ist neben Assoziation oder neuen Kooperationsformen ein möglicher Weg.


Ursache-Wirkungsbeziehungen des Handelns müssen räumlich, zeitlich und sachlich enger gekoppelt werden. Kleinräumigkeit von Lebens- und Wirtschaftszusammenhängen, gekoppelt mit möglichst dezentralen Entscheidungskompetenzen nach dem Subsidiaritätsprinzip, schafft Überschaubarkeit, Transparenz, Gestaltbarkeit und direkte Erfahrbarkeit der Folgen eingenen Handelns. �
Die Grenzen der ökologischen Tragfähigkeit für alle durch Menschen verursachten Tätigkeiten beachten.


Energie einsparen und die benötigte Energie auf der Basis regenerativer Energieträger produzieren.


Stoffkreisläufe kleinräumig führen und Kreisläufe herstellen.


Erhalt und Schutz von Arten und Ökosystemen, von Boden, Wasser und Luft.


Die Vielfalt der belebten und nicht belebten Natur fördern, Monokulturen verringern.-


Die Technikgestaltung soll menschen- und naturgerecht sein, Werkzeugcharakter und geringe Eingriffstiefe haben, fehlerfreundlich und risikoarm sein und die Mitproduktivität der Natur nutzen.


Von regionalen Verbesserungen sollen keine negative Folgen für andere Regionen (z.B. Export von Sondermüll, Klimaveränderungen durch Immissionen) ausgehen.





























(vgl. Peters et.al. 1996:67)�
�
�
Nachhaltigkeitskriterien für die Wirtschaft





Im folgenden sollen Überlegungen angestellt werden, die die potentiellen Nachhaltigkeitsinitiativen der Wirtschaft näher bestimmen (vgl. IÖW 1996ff)


Der Wirtschaftsbereich kann zunächst in zwei Bereiche gegliedert werden: Zum einen in den Bereich der formellen Wirtschaft, also Industrie, Gewerbe, Dienstleistungen und Landwirtschaft. Zum anderen ist vor dem Hintergrund zunehmender Arbeitslosigkeit der informelle Sektor von zunehmender Bedeutung. In diesem Sektor sind z.B. die Eigenarbeit, Subsistenz, lokale Ökonomie, Dritter Sektor, Schattenökonomie oder Selbsthilfeinitiativen anzusiedeln. Im folgenden wird jedoch nur auf den formellen Wirtschaftsbereich eingegangen. 





Der Begriff der "Nachhaltigkeit" erfreut sich auch in der Wirtschaft großer Beliebtheit. Dieser Umstand ist u.a. darauf zurückzuführen, daß die Konturen des Begriffs sehr unscharf, vieldeutig und unverbindlich sind. Er beinhaltet derzeit auch keine überprüfbaren Leistungsziele. Mit diesem Begriff wird häufig lediglich ein symbolischer Umweltschutz betrieben, der sich vom bisherigen betrieblichen Umweltschutz nicht wesentlich unterscheidet.


Dennoch gibt es einige bemerkenswerte Ausnahmen von „Pionier“-Unternehmen. Dies darf aber nicht darüber hinweg täuschen, daß in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit, des Abbaus von Sozialleistungen und eines erheblichen Kostendrucks am Standort Deutschland besonders das Thema "Umweltschutz" bei den Unternehmen nach unten gerutscht ist.





Die gesuchten Nachhaltigkeitsinitiativen der Wirtschaft müssen einen spezifischen Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung auf lokaler und regionaler Ebene erbringen. Dies bedeutet auch, daß diese Aktivitäten als Beitrag zu den nationalen und internationalen Vereinbarungen und Verantwortlichkeiten gedacht werden sollten (Reduktions- und Schutzziele). Auch bei diesen Initiativen müssen die drei Elemente Ökonomie, Ökologie und Soziales als miteinander verflochtener Problemkomplex berücksichtigt werden.


Es muß bedacht werden, daß nicht alle Unternehmenstypen in gleicher Weise die Möglichkeit haben, einen Beitrag für die nachhaltige Entwicklung in der Region zu erbringen. Eine grobe Unterscheidung der Unternehmenstypen bietet die Gliederung in 


umwelt-, bzw. gefährdungspotentialintensive Branchen (z.B. Braunkohletagebau, Gentechnik, Atomtechnologie, Chlorchemie), 


Umweltschutz-Industrie (z.B. Sanierungstechnik, Filtertechnik etc.) und


in Unternehmen, die in erster Linie an der ökologischen Gestaltung ihrer Produkte gemessen werden können (z.B. ökologische Landwirtschaft). 





Diese Überlegungen führen dazu, daß einige Unternehmens- und Industriezweige von vornherein erhebliche Schwierigkeiten haben dürften, den Anspekten der nachhaltigen Entwicklung gerecht zu werden. Dies gilt insbesondere für die Rüstungsindustrie, Atomtechnologie, Gentechnologie und Chlorchemie.





Nachhhaltigkeitskonzepte der Wirtschaft sollten mindestens folgende allgemeine Anforderungen erfüllen:


klare Stellungnahme des Unternehmens zu ihrer Verantwortung und ihrer Perspektive bezüglich der nachhaltigen Entwicklung


Darlegung überprüfbarer Ziele der nachhaltigen Entwicklung


systematische Planung, Steuerung, Kontrolle und Kommunikation umweltrelevanter Aspekte, insbesondere der Stoff- und Energieströme


Verknüpfung ökologischer, sozialer und ökonomischer Aspekte





Basiskonzept für nachhaltiges Wirtschaften ist das Öko-Controlling.





Als Grundlage für die Entwicklung nachhaltiger Unternehmen, können sechs Prinzipien herangezogen werden:


�
Das Vorsichtsprinzip: Die Vielfalt möglicher nicht intendierter Handlungsfolgen muß ein nachhaltiges Unternehmen dazu veranlassen, im Zweifel der schlimmeren Prognose Glauben zuschenken. Dieses Prinzip bezieht sich auf die Forschung, Entwicklung, Konstruktion und die Anwendung von Produkten, Stoffen und Technologien.


Das Vermeidungsprinzip


Das Leistungsprinzip: Die Produkte und Dienstleistungen müssen hinsichtlich ihres Gebrauchswertes, also hinsichtlich Nutzen, Sicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglichkeit bewertet werden. Als Maßstab einer solchen optimalen Leistung dienen der Grad der Dematerialisierung, der Vergleich zu anderen Produkten und das Risikopotential.


Das Optimierungsprinzip: Dieses Prinzip bezieht sich nicht auf den Gebrauchswert, sondern, sondern auf die eingesetzte Technik und das Produktionsverfahren. Maßstab ist der Einsatz der besten verfügbaren Technik. 


Das Konformitätsprinzip: Die Eigendynamik von Marktentwicklung und Gewinninteressen müssen durch rechtliche und politische Rahmenbedingungen gesteuert werden.


Das Verantwortungsprinzip: nachhaltige Unternehmen setzen sich mit den durch ihre Produkte vermittelten Lebensstilen und Leitbildern (Werbung) kritisch auseinander. Die Debatte muß u.U. auch einen Beitrag zur Beschränkung und Genügsamkeit erbringen. Lebensstile und Produktnutzung sind schon lange nicht mehr nur eine Privatsache, der lediglich durch die Unternehmen die Möglichkeit ihrer Umsetzung verliehen wird.





�
Aus diesen Prinzipien lassen sich Kriterien ableiten, anhand derer die Nachhaltigkeit eines Unternehmens bestimmt werden kann:


�
Berücksichtigung des gesamten Produktionszyklus 


Öko-effiziente Produkte:  dieser Aspekt muß auf den gesamten Produktlebensweg bezogen werden. Kriterien: Materialverbrauch, Lebensdauer, Nutzenerweiterung, Abfall- und Emissionsvermeidung, Recyclingfähigkeit, Risikominimierung.


Vermeidung von Umweltbelastungen am Standort


Öko-effiziente Transporte


offene Umweltkommunikation: offener Umgang mit unternehmenrelevanter Umweltinformationen. Wechselseitiger Lernprozeß zwischen den Unternehmen und seinen Anspruchsgruppen. Berichterstattung muß systematisch, regelmäßig, wahrheitsgemäß und zielgruppengerecht hinsichtlich der Umweltwirkungen, die von einem Unternehmen ausgehen sein.


weltweit gleiche Umweltstandards: kein Ökodumping, gleiche Umweltstandards weltweit anwenden.


Einhaltung von Sozialstandards: soziale Ungleichheit zwischen Nord und Süd und Kinderarbeit berücksichtigen.


Orientierung an Umweltqualitätszielen und -handlungszielen


Einhaltung gesetzlicher Vorschriften


überprüfbare Umweltziele und -programme.





�



Ziele, Leitbilder und Maßnahmen im Überblick





�
Zielsetzungen und Förderschwerpunkte


Die Entwicklungsstrategien der Landesregierung Sachsen-Anhalts verfolgen das Ziel, dieses Bundesland im internationalen Wettbewerb konkurrenzfähig zu machen. 


Die EU-Förderung bezieht sich im wesentlichen auf die Bereiche Wissenschaft und Technologie, Hochschulkooperation, Berufsbildung, Mittelstandsförderung, Zusammenarbeit in Mittel- und Osteuropa, Frauenförderung, Umwelt und Energie (vgl. Deten 1995:14).


Die Programme des Bundes und der Länder beziehen sich hauptsächlich auf die verfassungsrechtlich festgelegte Aufgabenteilung .


Bei vielen privatwirtschaftlichen aber auch kommunalen Akteuren herrscht der Glaube vor, daß durch die Ansiedlung genügend großer Investoren die daran anschließende wirtschaftliche "Selbstorganisation" aus den kommunalen Entwicklungsschwierigkeiten führen würde. Daher besteht ein regionaler Förderschwerpunkte in solchen Aktivitäten, die zur Ansiedlung von Investoren und zur Gründung klein- und mittelständiger "Existenzen" führen sollen. 


Ebenfalls wird die Entwicklung des Hochtechnologiesektors stark unterstützt.





Kooperationen/ Information/Bürgerbeteiligung


Es gibt in der Region nur eine sehr unzureichende gemeinsame Konzeptentwicklung und Umsetzung der wirtschaftsfördernden Aktivitäten (vgl. Deten 1995:7).


Zusammenarbeit findet im Technologiebereich zwischen Landesregierung, Behörden, Hochschulen und Verbänden statt.


Sowohl die EXPO 2000 GmbH, wie das Kommunale Forum, können ihren Anspruch hinsichtlich einer umfassenden Bürgerbeteiligung bei der Erarbeitung regionaler Entwicklungskonzepte nicht einlösen. Das Konzept der EXPO 2000 GmbH, ist m.E. von vornherein zu sehr von „oben“ orientiert und somit top down Ansatz. Die Ansätze des Kommunalen Forums sind zu akademisch und enspringen nicht der Lebenswelt der breiten Bevölkerung. Es müssen m.E. nicht so sehr die Ideen vorbereitet werden, sondern die Beteiligungsverfahren. Es bedarf tatsächlich viel mehr einer professionellen Moderation solcher Verfahren. Moderation heißt hier jedoch nicht Bevormundung, sondern Schaffung eines Klimas, in dem auch die schweigende Mehrheit zu Worte kommen kann. Dieses Klima ist nur noch in den seltesten Fällen einfach vorzufinden.





Qualifizierung der Arbeiterschaft


Ein Grundproblem der konventionellen marktwirtschaftlich und auf Konkurrenz bedachten Wirtschaftsförderung besteht m.E. in der Überschätzung des Potentials "hochqualifizierte ArbeiterInnenschaft". Weiterbildungsmaßnahmen werden weder mittel- noch langfristig wesentlich dazu beitragen, daß die Masse der unfreiwillig erwerbslos gewordenen durch Umschulungen in neu angesiedelten Betrieben einen Arbeitsplatz finden. Es müssen viel mehr Initiativen und Projekte gefördert werden, die sich um Selbsthilfeaktivitäten oder die Entwicklung regionaler Wirtschaftskreisläufe bemühen.


Für sehr viele Arbeitslose wird es jenseits der Sozialhilfe sonst keine andere Alternative geben!





High-Tech und Großprojekte: Der Technologiestandort Ostdeutschland


Nach Ansicht vieler Akteure (z.B. IHK Leipzig, ComEast Halle, Wirtschaftsministerium) soll der wirtschaftliche Aufschwung in der Region durch die Schaffung eines "Technologiestandortes Ostdeutschland" erreicht werden. Als herausragende Entwicklungsbereiche für die Region und das Land, werden insbesondere die Chemieindustrie und die Biotechnologie gesehen, als auch Handels-, Dienstleistungs- und internationale Logisitkzentren.


Die Landesregierung fördert in Zusammenarbeit mit verschiedenen Akteuren technologische Initiativen an den Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Technologietransferagenturen (Deten 1995:8). Dabei sollen die Hochschulen und die technologischen Aktivitäten mehr an den wirtschaftlichen Anforderungen ausgerichtet werden.








	Zusammenfassung





Die Hauptproblemlagen, die von  den verschiedenen Akteure bearbeitet werden, liegen in den Bereichen Arbeitslosigkeit, wirtschaftliche Entwicklung, Umweltzerstörung und soziale Desintegration. Dabei kommen sehr verschiedene Leitbilder und Konzepte zum Tragen.


Viele Akteure in der Region verfolgen das Ziel, die Region zum Technolgiestandort auszubauen, High-Tech-Produkte zu produzieren und Großprojekte umzusetzen. Insbesondere sollen technologische Neuheiten und die EXPO 2000 der Region ein internationalen Ruf verschaffen, der die wirtschaftliche Entwicklung in der globalen Standortkonkurrenz weiter voranbringt. Ebenfalls soll ein großer Teil der Bewohner in der Tourismusbranche arbeiten. Ein massiver Verfechter dieser Position ist das Witschaftsministerium (vgl. 4.1.1 u. 4.1.2) unterstützt von den Wirtschaftsberatungs-, -förderungs- und -informationsgesellschaften (vgl. 4.3.1).


Die Leitbildvorstellungen beziehen sich jedoch nicht nur auf die globale Standortkonkurrenz im Hochtechnologiebereich, sondern bei einigen Akteuren auch auf die Abkehr von der fordistischen Moderne (z.B. das Bauhaus). So haben sich auch Interessenvertretungen gebildet, die nicht an der traditionellen Wirtschaftsstruktur orientiert sind. Besonders hervorzuheben sind die Interessenvereine der Mieter in Piesteritz, Tschornevitz und Wolfen Nord. 


Viele Akteure haben die Erfahrung gemacht, daß eines der Hauptprobleme darin besteht, die in der Region lebenden Menschen zur eigenen Gestaltung ihres Lebensumfeldes zu bewegen. Häufig wird das Scheitern dieser Aktivitäten damit begründet, daß nicht genügend Geld zur Verfügung steht obwohl Handlungsalternativen bestehen. 


Sich verwirklichende Interessen und Strukturen werden sehr oft von außen herangetragen. Die Interessen der regionalen BewohnerInnen insbesondere der Arbeitslosen sind als Leitmotiv der realisierten Entwicklungsstrategien nur ganz unzureichend berücksichtigt. Diese Integration wird jedoch auch nicht von allen Akteuren als sinnvoll erachtet (z.B. Elb-Mulde-Wirtschaftsförderungs GmbH). Insbesondere haben die sozial Schwachen und Bedürftigen kaum Interessenvertretungen. Die Vereine und Strukturen, die sich im sozialen und kulturellen Milieu neu bilden, sind zur Zeit noch nicht tragfähig, um den Interessen der Kapitalverwertung und den Trägern der globalen Standortkonkurrenz etwas entgegenzusetzen. Damit sind nicht nur diese Interessengruppen im laufenden Entwicklungsprozeß der Weltmarktintegration unterrepräsentiert. Durch die einseitige Ausrichtung auf die ökonomischen Verwertungsbedingungen unter Ausblendung ihrer sozialstrukturbildenden Kraft, wird der gesellschaftlichen Polarisierung und Desintegration von immer mehr Menschen (insbesondere in Wolfen Nord) Tür und Tor geöffnet.


In der Region gibt es daher einen deutlichen Unterschied zwischen denen, die Einfluß nehmen und denen, die regionale Interessen vertreten. Insbesondere können sich klein- und mittelständische Unternehmen nicht gegenüber den Großunternehmen durchsetzen. Sie schaffen es nicht, im Rahmen von Ausschreibungsverfahren ihren Einfluß geltend zu machen und entsprechende Entwicklungschancen zu erhalten.


Diese Entwicklung ist auch dem Umstand geschuldet, daß wirtschaftliche Potenz und globale Konkurrenzfähigkeit einer Region mit dem sozialen Ausschluß vieler in ihr lebender Menschen einschließlich der Verarmung der öffentlichen Haushalte einhergehen. Viele einflußreiche Akteure der Region behaupten jedoch (Wirtschaftsministerium, EXPO 2000 GmbH), daß wirtschaftliche Potenz und Konkurrenzfähigkeit immer mehr Menschen zu sozialer Anerkennung verhilft und öffentlichen Reichtum schafft. Diese Auffassung teile ich nicht.





Risikotechnologie und Großprojekte auf der einen Seite und die Förderung der Eigenarbeit, des Handwerks und regional sehr stark geschlossene Wirtschaftskreisläufe auf der anderen Seite, prägen demnach die regionale Diskussionslandschaft, in der die Planungsbetroffenen nur sehr unzureichend integriert sind.








Fazit und Empfehlungen





Bei der Anlegung des Bewertungshintergrundes fallen die Aktivitäten vieler wichtiger Akteure in der Region nicht nur durch dieses Kriterienraster (vgl. 5.1), sondern diese Akteure sind auch aktiv an der zunehmenden Verschärfung der Probleme in den Bereichen „Arbeitslosigkeit und soziale Desintegration“ beteiligt. Die von der Landesregierung SA geförderten Entwicklungsmaßnahmen haben ihre Schwerpunkte in der Verbesserung einer weltmarktorientierten Wettbewerbsfähigkeit. Die kapitalintensiven und im Hoch- und Risikotechnologiebereich angesiedelten Entwicklungsmaßnahmen sind m.E. nicht geeignet, um genügend Arbeitsplätze zu schaffen, oder gar einen Beitrag für ökologisch nachhaltige und global verallgemeinerbare Lebensstile zu leisten.


An dieser Stelle muß betont werden, daß das Wirtschaftsministerium und sein Minister die Umsetzung der nachhaltigen Entwicklung, so wie dieses Konzept hier verstanden wird (vgl. 5.1), strukturell verhindern. 


Es dürfte auch klar geworden sein, daß die verschiedenen Leitbilder der Akteure nicht zu einem Gesamtleitbild bündelbar sind. Ebenso können nicht alle Interessengegensätze durch Kommunikation und Kooperation überwunden werden. Auch kann es keine letztendlich objektivierbare Entwicklungsvorstellung geben. Jedes Leitbild, so auch das der nachhaltigen Entwicklung, hat einen normativen Gehalt. Bei der Debatte um Leitbilder und Entwicklungsziele, kann es auch nicht darum gehen, alle Widersprüche auszuräumen. Das ist in einer Gesellschaft unmöglich. Optimalerweise kann es nur darum gehen, Kommunikationsspielräume auszuschöpfen und unversöhnliche Interessengegensätze deutlich zu unterstreichen. 


Dennoch müssen Akteure gesucht werden, die zwischen den verschiedenen „Welten“ verbinden und den folgenden Problemen begegnen können:


Es bestehen in der Region keine klaren und gemeinsamen Entwicklungsvorstellungen.


Es bestehen je nach Interessenlage ein unterschiedlicher Regionenbegriff 


Es fehlen Strukturen, die die verschiedenen Akteure und Interessen vernetzen.


Es gibt keine geschlossene Vorstellung für den Aufbau neuer Wirtschaftsstrukturen, die von der Mehrheit der Bevölkerung und nicht nur von den mächtigen Akteuren getragen werden.





Neue Formen politischer Verhandlung, Partizipation und Kommunikation (Runde Tische, Lokale Agenda 21-Initiativen)





Die Umstände, daß


viele regionale Akteure eine mangelhafte Beteiligung der Planungsbetroffenen beklagen,


es am Engagement der Menschen für Entwicklungsprozesse in ihrem eigenen engeren Lebensumfeld fehlt,


und die Kooperation zwischen vielen Akteuren gleicher und getrennter Handlungsebenen als defizitär empfunden wird und offensichtlich der Vermittlung bedürfen,


weisen darauf hin, daß zwischen dem vorhandenen Leistungsvermögen der Akteure und den z.T. erschlagenden Problemlagen ein starkes Mißverhältnis besteht. Viele gemeinsame Anliegen können daher aufgrund des erheblichen Kommunikationsdefizits nicht erkannt werden. Es fehlt insbesondere für die Menschen in der Region eine Kommunikationsplattform und Kommunikationskultur, auf der sie selbst und nicht fremdbestimmt ihre EIGENEN Anliegen entwickeln und überprüfen können (vgl. Scurill 1996:7). Daher sind m.E. neue gesellschaftliche Aushandlungs- und Beteiligungsmuster und neue institutionelle Arrangements notwendig. Diese Formen müssen die üblichen formellen und häufig auf Konfrontation (insb. in der Politik) ausgerichteten Formen der Kommunikation ergänzen und ggf. ablösen.


Die gesuchten Formen der Partizipation und Kooperation sollten dabei dem Umgang mit komplexen Problemen dadurch gerecht werden, daß sie Lösungswege aufzeigen, die sich in PROZESSEN herausbilden konnten. Gleichzeitig müssen diese Prozesse die Lernfähigkeit aller Beteiligten und das Einfinden in Perspektiven anderer fördern. Ebenfalls wurde von vielen Akteuren in dieser Region die Erfahrung gemacht, daß die Realisierungschancen der gefundenen Lösungen vor allem dann besonders hoch sind, wenn möglichst alle relevanten Interessen in diesem Prozeß berücksichtigt wurden. Gleichzeitig zeigen die Erfahrungen, daß selbst eine eher informelle Streitkultur, die auf Vertrauen gründen soll, einer institutionellen Kontinuität bedarf (vgl. Peters 1996:53ff, Majer 1996).


Aber auch die Anforderungen der nachhaltigen Entwicklung knüpfen an die regionalen Problemlagen an und verlangen zusätzlichen ebenfalls auf Kommunikation und Partizipation beruhenden Lösungsbedarf. Denn aus den Zielen der Umwelt- und Sozialverträglichkeit wirtschaftlicher Entwicklung lassen sich keine eindeutigen und logisch ableitbaren Handlungsanweisungen ableiten. Auch hier bedarf es der kommunikativen Auseinandersetzung darüber, was „gerechtes“ und „gutes“ Leben sein soll. In jedem Fall werden durch eingeforderte Veränderungen, die den Weg zu einer wie auch immer gearteten nachhaltigen Entwicklung ebnen sollen, Interessen berührt und Konflikte erzeugt, die ihrerseits zu Auseinandersetzungen führen und daher auch der (gesellschaftlichen) Kommunikation bedürfen.


Um die gesellschaftlichen Kommunikations- und Kooperationsdefizite einer Lösung näher zu bringen, muß eine Institutionenlücke mit sogenannten intermediären Organisationen geschlossen werden. „Die wichtigsten Aufgaben intermediärer Organisationen sind:


Anstifter-Aufgaben (Initiierung, Anregung und Unterstützung),


Vermittlungsaufgaben (Moderation),


Koordinierungsaufgaben,


Qualifizierungs- und Beratungsaufgaben.“ (Majer 1996:131).





Ein solcher Akteur könnte m.E. die EXPO 2000 GmbH sein. In Zusammenarbeit mit dem Umweltministerium, dem Bauhaus und den (wenn auch noch nicht vorhandenen?) LA21 Initiativen, könnte sich hier vielleicht im Rahmen eines Runden Tisches eine interessante Kommunikationsplattform ergeben. Dabei sollten besonders an die gegenwärtig bundesweit laufenden Prozesse im Rahmen der Lokalen Agenda 21 angeknüpft werden.  


Zur Förderung solcher Kommunikationsformen müssen professionelle Kommunikationsplattformen geschaffen werden. Dies ist notwendig, um eine kontinuierliche über einen langen Zeitraum funktionierende institutionelle Absicherung der Aktivitäten zu ermöglichen, die von den verschiedensten Akteuren und ehrenamtlich Engagierten, etwa in den LA21 Initiativen, geleistet werden. Diese Kommunikationsarbeit ist mit erheblichen finanziellen Aufwendungen verbunden. Diese müssen bereitgestellt werden. Damit wird m.E. ein wichtiger Beitrag erbracht, innovative Potentiale auch der "sozial Ausgeschlossenen" zu erschließen, und partizipative Problemlösung der unmittelbar von Arbeitslosigkeit und sozialer Desintegration Betroffenen zu ermöglichen. Ebenfalls würden durch eine finanziell gesicherte Kommunikationsstruktur auch die Frustrationen der Engagierten verringert und deren produktive Arbeit erhalten werden, da m.E. die Herstellung der fehlenden Kommunikation zwischen Problembewußten, Engagierten, Entscheidungsträgern und Entscheidungsbetroffenen das größte Hindernis dieser, meist ehrenamtlicher Tätigkeit darstellt. Wer einmal in einer LA21 Initiative gearbeitet hat, wird dies bestätigen können.


Die professionelle Absicherung einer Kommunikationsplattform für informelle Prozesse ist kein Widerspruch zur Informlität, sondern eine ihrer wichtigsten Voraussetzungen.





Eine der wichtigsten Aufgaben im Rahmen der regionalen Entwicklung ist es, Beteiligungsverfahren für die Menschen zu finden! Dabei kommt es darauf an, gerade jene anzusprechen, die sich für gewöhnlich nicht an den Planungsprozessen beteiligen ("die schweigende Mehrheit"). Dabei ist es m.E. falsch davon auszugehen, daß diejenigen, die sich nicht beteiligen, kein Interesse für die zu behandelnden Themen aufbringen. Die Erfahrungen aus der Moderation von Zukunftswerkstätten, Runden Tischen, Lokale Agenda 21-Initiativen und vieler anderer Beratungs- und Beteiligungsprozessen zeigen, daß es ausräumbare Gründe und Bedingungen sowohl für die mangelhafte Beteiligung, wie für das Desinteresse gibt.  Bürgernahe Planungs- und Beteiligungsprozesse bedürfen ebenefalls einer massiven finanziellen Unterfütterung; professionelle Prozeßplaner und Beteiligungsverfahrensentwickler, Moderatoren, Regionalberater oder dergleichen müssen von Anbeginn in die Budgets der Länder und Kommunen für diese Funktionen vorgesehen werden.


Die Förderung der Bürgerbetieligung sowie der Kommunikation und der diesen Anliegen dienenden Strukturen, dürfen auf keinen Fall auf ABM-Basis oder auf anderen kurzfristigen Finanzierungen beruhen. Die Erfahrungen zeigen, daß erstens ein ständiger personeller Wechsel solcher regionaler Moderatoren, etwa im Jahrestakt, dem Aufbau des nötigen Vertrauens zu den beteiligten Akteuren und der Moderation dieser untereinander im Wege steht. Zweitens dauert es u.U. viele Jahre, bis sich selbsttragende Kommunikationsstrukturen entwickeln. Diese dürften dann allerdings wieder formelle Strukturen ausbilden, die ihrerseits nicht ohne kontinuierlich bezahltes Personal auskommen.


Für die Förderung der Kommunikation wäre auch die Erstellung und beständige Aktualisierung einer regionalen Akteursliste, inklusive AnsprechpartnerInnen, die nach meiner Kenntnis bei der EXPO 2000 GmbH auch vorliegt, wichtig. Dabei geht es nicht darum, Datenfriedhöfe anzuhäufen, sondern diese Daten sollten leicht und allgemein zugänglich sein, damit Entscheidungs- und KenntnisträgerInen, Entscheidungsbetroffene und Interessierte in Politik, Verwaltung, Wissenschaft und die Bevölkerung die Möglichkeit erhalten, je nach aktueller Problemlage Meinungsbildungsprozesse anzustoßen. Diese Informationsbereitstellung könnte auch dazu beitragen, daß sich interessenverwandte Koalitionen und Dachverbände bilden können. Aber auch dieser Prozeß bedarf finanzieller und infrastruktureller Voraussetzungen etwa in Form von Räumlichkeiten und Kommunikationstechnik.





Aktionsfelder: Lebensmittelindustrie und Ökologische Landwirtschaft





Die Verbindung der regionalen Potentiale mit den Kriterien der nachhaltigen Entwicklung, bei gleichzeitiger Vernetzung wichtiger Akteure, kann in beispielhafter Weise durch die Umstellung größerer Ernährungsbereiche auf ökologisch-regional Produkte erreicht werden�. Dies ist insbesondere ein Beitrag zur Förderung der ökologischen Landwirtschaft, die ein Schlüsselkonzept der nachhaltigen Entwicklung darstellt unter Einbeziehung der regionalen Lebensmittelindustrie, die der stärkste Wirtschaftssektor in der Region ist.


Der gedankliche Bogen, der diese Überlegungen begründet, führt von den globalen und lokalen Umweltproblemen der Lebensmittelerzeugung und Verarbeitung, über die diesbezüglichen Verflechtungen von Entwicklungsländern und Industrieländern, über die Verantwortung für zukünftige Generationen zu dem Beziehungsgeflecht von Stadt und Land.


M.E. gibt es wenige innovative Entwicklungszweige, die mit so wenig Konfrontations- und Konfliktpotential belastet sind, ein enormes Umweltschutzpotential aufweisen, eine erhebliche wirtschaftliche Bedeutung für die Region in sich vereinen und gleichzeitig viele Arbeitsplätze schaffen können. Ebenfalls gibt es keine grundsätzlichen Interessenwidersprüche zwischen stark ökologisch und eher konventionell wirtschaftlich orientierten Akteuren. Interessante förderbare Akteurskonstellationen sind daher z.B. IHK, Handwerkskammer, Bauernverband, ökologische Anbauverbände, Umweltverbände und regionale Selbsthilfegruppen. Auch hier sind Verbindungen mit runden Tischen und Lokalen Agenda 21 Initiativen denkbar. Problematisch sind allerdings die Akteure aus den Bereichen der chemischen und gentechnologischen Industrie, die in der Region großen Einfluß haben. Hier gibt es in vielen wesentlichen Punkten keinen Konsensspielraum.


Ökoessen in die Einrichtungen öffentlicher Gemeinschaftsverpflegungen





Die konkrete Umsetzung dieser Idee sollte bei den Einrichtungen der öffentlichen Gemeinschaftsverpflegung ansetzen (z.B. Kantinen, Krankenhäuser, Schulen, Altenheime). In diesem Bereich findet ein erheblicher Anteil des Gesamtumsatzes von Lebensmitteln statt (vgl. RSU 1994:922). Dieser Bereich unterliegt auch dem Einfluß der öffentlichen Hände (z.B. Kantinen in Verwaltung, Schulen, Krankenhäusern), womit er in besonderem Maße der politischen Steuerbarkeit zugänglich ist. Auf diesem Wege könnte die öffentliche Hand dem in der Verfassung verankerten Umweltschutz nachkommen.


Ein weiterer interessanter Aspekt bei der Förderung der gesunden Ernährung und der ökologischen Landwirtschaft besteht in der Verbindung der Akteure aus den Bereichen Schule, Krankenkassen und der Milchwirtschaft. Schulmilch aus regionaler ökologischer Produktion wäre ein denkbarer Förderbereich. 


Dennoch sollten sich weitere Maßnahmen zur Förderung der ökologischen Landwirtschaft nicht auf die Absatzförderung in öffentlichen Einrichtungen beschränken.


Eine Einbeziehung etwa der Interessen der Wasserwerke mit denen der ökologischen Landwirtschaft dürften weitere, auch politisch steuerbare, Handlungsfelder eröffnen.
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Institution�
Abteilung/Funktion�
Vorname�
Name�
Strasse�
Plz �
Ort�
Tel�
fax - �
e-mail �
Kategorie�
�
Erneuerungsgesellschaft Wolfen-Nord mbH�
Frau�
Eger�
Grünstr. 19-21�
06766�
Wolfen�
03494/22691�
�
�
�
�
Aufschwung Mitteldeutschland e.V.�
Henning�
Brüning�
�
�
�
�
�
�
?�
�
Gesellschaft für Sanierungsmaßnahmen Wolfen (GÖS)�
�
06766�
Wolfen�
�
�
�
Arbeit�
�
Tahlheim mbH�
�
�
�
�
�
�
�
�
�
Arbeit�
�
Zentrum für Neue Arbeit Frithjof Bergmann�
Frau�
Wiepen�
Oeder Weg 59�
60318�
Frankfurt/M�
069/955200-85�
069/955200-86�
�
Arbeit�
�
Arbeitsamt Dessau�
�
�
�
�
�
Dessau�
�
�
�
Arbeitsamt�
�
Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbauverwalungsgesellschaft (LMBV)�
Öffentlichkeitsarbeit�
Frau�
Franke�
Brehnaer Str. 41-43�
06749�
Bitterfeld�
03493/643 747�
�
�
Bergbau�
�
Management-GmbH�
�
�
�
�
�
�
�
�
�
Biotechnologie�
�
Bürgerinitiative Bitterfeld e.V.�
�
�
�
�
Bitterfeld�
�
�
�
Bürgerinitiative�
�
EXPO 2000 Sachsen-Anhalt GmbH�
Öffentlichkeitsarbeit�
�
Antoinettenstr. 37�
06844�
Dessau�
0340/260 86 24�
�
�
EXPO 2000�
�
EXPO 2000 Sachsen-Anhalt GmbH�
Geschäftsführer�
Herr�
Seltmann�
Antoinettenstr. 37�
06844�
Dessau�
�
�
�
EXPO 2000�
�
EXPO 2000 Sachsen-Anhalt GmbH�
Projektkoordinator�
Martin�
Stein�
Antoinettenstr. 37�
06844�
Dessau�
�
�
�
EXPO 2000�
�
EXPO 2000 Sachsen-Anhalt GmbH�
2. Geschäftsführer�
Thomas�
Worms�
Antoinettenstr. 37�
06844�
Dessau�
�
�
�
EXPO 2000�
�
Bitterfelder - Wolfener Fraueninitiative e.V.�
Frau�
Roitzsch�
�
�
�
�
�
�
Frauen/ökologische Landwirtschaft�
�
Deutscher Gewerkschaftsbund, Dessau-Wittenberg�
�
�
Dessau�
�
�
�
Gewerkschaft�
�
Förder- und Landschaftspflegeverein "Mittlere Elbe" e.V.�
Frau�
Stolz�
Kapenmühle PF 1382�
Dessau�
0340/2162369�
�
�
Landschaftspflege�
�
Ing. Büro Landschsftsplanung Dr. Reichhoff�
Herr Dr.�
Reichhoff�
Wasserwerkstr. 19�
06842�
Dessau�
0340/823183�
�
�
Landschaftsplanung�
�
MIBRAG�
�
Herr Dr. �
Bildenroth�
Brenaerstr. 41-43�
06749�
Bitterfeld�
03493/640�
�
�
Landschaftsplanung�
�
Agrargenossenschaft Mosigkau e.G.�
Herr�
Kreisler�
Bruchbreite�
06847�
Mosigkau�
0340/521101�
�
�
Landwirtschaft�
�
Bauernverband e.V. "Mittlere Elbe"�
Herr�
Vierenklee�
Burgwallstr. 40�
06862�
Roßlau�
034901/84036�
�
�
Landwirtschaft�
�
Landwirtschaftsgesellschaft Dessau- Mildensee mbH�
Herr�
Helm�
Altdellnau 31�
06842�
Mildensee�
0340/2160196�
�
�
Landwirtschaft�
�
Bürgerverein Wolfen-Nord�
�
�
�
�
Wolfen�
�
�
�
NGO�
�
Landesregierung Sachsen/ Anhalt�
Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung�
Heidrun�
Heidecke�
�
�
�
�
�
�
Politik�
�
Landesregierung Sachsen/ Anhalt�
Ministerium für Wirtschaft, Technologie und Verkehr�
Dr. Klaus�
Schucht�
Wilhelm-Höpfner-Ring 4�
39116�
Magdeburg�
0391/567 4290�
�
�
Politik�
�
Mitteldeutsche Zeitung�
Regionalredaktion�
�
�
�
Halle/Saale�
�
�
�
Presse�
�
Anhaltinische Bergbausanierungs-GmbH Bitterfeld �
�
06749�
Bitterfeld�
0161/3314460�
�
�
Sanierung�
�
Gemeinnützige ökologische Sanierungs-GmbH Wolfen (GÖS)�
Herr Dr.�
Dunkel�
Filmfabrikgelände�
06766�
Wolfen�
03494/636814�
�
�
Sanierung�
�
Gemeinnützige ökologische Sanierungs-GmbH Wolfen (GÖS)�
Herr�
Kühn�
Filmfabrikgelände�
06766�
Wolfen�
03494/636814�
�
�
Sanierung�
�
Industrie-Rückbau-, Sanierungs- und Rekultivierungs GmbH Dessau�
Herr K.�
Kottke�
Kochstedter Kreisstr. 172�
06847�
Dessau�
0340/?�
�
�
Sanierung�
�
Industrie-Rückbau-Bau-Beteiligungs GmbH (IRB)�
�
Jahnstr. �
06766�
Wolfen�
03494/44015/16�
�
�
Sanierung�
�
Industrie-Sanierungs GmbH Wolfen (ISAG, SAMAG, DILAG, WOBAG)�
Gebäude 060�
06766�
Wolfen/Thalheim�
Sanierung�
�
Ökologische Sanierungs- und Entwicklungsgesellschaft (ÖSEG)�
Herr Dr.�
Hacker�
Parsevalstr. 6�
06749�
Bitterfeld�
03493/7510-0�
�
�
Sanierung�
�
Ökologische Sanierungs- und Entwicklungsgesellschaft (ÖSEG)�
Frau�
Reinhardt�
Parsevalstr. 6�
06749�
Bitterfeld�
03493/7510-0�
�
�
Sanierung�
�
Frauenberatungsstelle Sachsen-Anhalt�
�
�
�
Dessau�
�
�
�
Soziales�
�
Stiftung Arbeit und Umwelt�
�
�
�
06749�
Bitterfeld�
�
�
�
Stiftung�
�
Technologie- und Gründungszentrum Wolfen GmbH�
Herr�
Kressin�
Krondorfer Str. 83�
06766�
Wolfen�
03494/31034�
�
�
Technologie�
�
Agentur für Technologietransfer und Innovationsförderung (ATI GmbH)�
Herr Dr.�
D'Angelo�
Ackerstr. 3a�
06842�
Dessau-Süd�
0340/821116�
�
�
Technologieförderung�
�
Technologie-, Transfer- und Innovationsförderung Magdeburg GmbH�
Erfindungszentrum des Landes Sachsen-Anhalt�
Gustav-Adolf-Str. 32�
39106�
Magdeburg�
0391/55923707�
�
�
Technologieförderung�
�
Fremdenverkehrsverband Anhalt-Wittenberg e.V.�
�
Albrechtstr. 48�
06944�
Dessau�
0340/2200044�
0340/2003208�
�
Tourismus�
�
Tourismusagentur Sachsen-Anhalt GmbH�
�
Große Diesdorfer Str. 12�
39108�
Magdeburg�
0391/738 43 00�
0391/738 43 02�
�
Tourismus�
�
Pflege- und Förderverein Mittlere Elbe e.V.�
�
�
�
�
�
�
�
Umwelt�
�
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND)�
�
�
Dessau�
�
�
�
Umweltverband�
�
Biosphärenreservatsverwaltung "Mittlerer Elbe"�
Frau Dr.�
Bräuer�
Kapenmühle PF 1382�
 �
Dessau�
0340/2162369�
�
�
Umweltverwaltung�
�
Staatliche Schlösser und Gärtenverwaltung Wörlitz, Oranienbaum, Luisium�
06786�
Wörlitz�
�
�
�
Umweltverwaltung�
�
Arbeitsförderungs e.V. Wolfen�
�
�
�
06766�
Wolfen�
�
�
�
Verein�
�
Förderkreis Bitterfeld-Marl e.V.�
�
�
�
�
Bitterfeld�
�
�
�
Verein�
�
Initiativkreis Bitterfeld-Wolfen e.V.�
Herr�
Suchandtke�
Röhrenstr. 17�
06749�
Bitterfeld�
03493/36947�
�
�
Verein�
�
Studiengesellschaft Nahverkehr mbH�
�
�
�
�
�
�
�
Verkehrsentwicklungsagentur�
�
Amt für Wirtschaftsförderung und Liegenschaften�
�
�
�
Bitterfeld�
�
�
�
Verwaltung�
�
Dezernat für Stadtentwicklung und Bauwesen�
Baudezernat�
Herr�
Leubner�
Otto-Schmidt-Str. 2�
06766�
Wolfen�
03494/21348�
�
�
Verwaltung�
�
Kreisverwaltung Wittenberg�
Umweltamt�
�
�
�
16515�
Wittenberg�
�
�
�
Verwaltung�
�
Landratsamt Bitterfeld�
Dezernat 5, Umwelt- und Naturschutz�
Herr Dr.�
Eppert�
Mittelstr. 20�
06749�
Bitterfeld�
03493/341-630�
�
�
Verwaltung�
�
Landratsamt Bitterfeld�
Amt für Wirtschaftsförderung�
Herr�
Hippe�
Mittelstr. 18�
06749�
Bitterfeld�
03493/341-0�
�
�
Verwaltung�
�
Ministerium für Raumordnung, Landwirtschaft und Umwelt�
Raumordnung, Abfall/Altlasten, Immisionsschutz, Energie, Kerntechnik, Chemie, Allgemeine Angelegenheiten�
Pfälzer Str. �
39012�
Magdeburg�
567-3217�
567-3368�
webmaster@mu.lsa-net.de�
Verwaltung�
�
Ministerium für Raumordnung, Landwirtschaft und Umwelt�
Naturschutz und Wasser�
�
Nachtweide�
39012�
Magdeburg�
567-3551/-3504�
567-3568/-3569�
webmaster@mu.lsa-net.de�
Verwaltung�
�
Ministerium für Raumordnung, Landwirtschaft und Umwelt�
Landwirtschaft, Hausleitung�
�
Olvenstedter Str.�
39012�
Magdeburg�
567-1928�
567-1726�
webmaster@mu.lsa-net.de�
Verwaltung�
�
Ministerium für Wirtschaft, Technologie und Europaangelegenheiten des Landes Sachsen- Anhalt�
Referat 43 - Standortmarketing, Messwesen�
Frank�
Teichert�
Wilhelm-Höpfner-Ring 4�
39116�
Magdeburg�
0391/567 44 59�
0391/567 43 86�
Frank.Teichert@mw.sachsen-anhalt.de�
Verwaltung�
�
Regierungspräsidium Dessau�
Dezernat 32, Regionalplanung�
�
�
�
Dessau�
�
�
�
Verwaltung�
�
Regierungspräsidium Dessau�
Dezernat 33�
Herr�
Mommert�
Johannisstr. 13�
06844�
Dessau�
0340/213853�
�
�
Verwaltung�
�
Regierungspräsidium Dessau�
Dezernat 57, Naturschutz und Landschaftpflege�
Herr Dr.�
Thalmann�
Kühnauerstr. 51�
06846�
Dessau�
0340/6506-130�
�
�
Verwaltung�
�
Regierungspräsidium Dessau�
Dezernat 52 Agrarstruktur�
Herr �
Westfeld�
Kühnauer Str. 51�
06846�
Dessau�
0340/6506-0�
�
�
Verwaltung�
�
Staatliches Amt für Umweltschutz, Dessau Wittenberg�
Muldensteinerstr. 78b�
06749�
Bitterfeld�
03493/55072�
�
�
Verwaltung�
�
Stadtplanungsamt Lutherstadt Wittenberg�
Herr Dr. �
Rasche�
�
06886�
Lutherstadt Wittenberg�
�
Stadtverwaltung Bitterfeld�
Grünflächenamt�
�
Wittenbergerstr. �
06749�
Bitterfeld�
03493/23755�
�
�
Verwaltung�
�
Stadtverwaltung Dessau�
Amt für Wirtschaftsförderung�
�
Am Wörlitzer Bahnhof 1�
06844�
Dessau�
0340/797-458, -410�
�
�
Verwaltung�
�
Stadtverwaltung Dessau�
Amt für Umwelt- und Naturschutz�
Herr Dr.�
Bode�
Schloßplatz 3�
06844�
Dessau�
0340/204-1083�
�
�
Verwaltung�
�
Stadtverwaltung Dessau�
Grünflächenamt�
Frau�
Krause�
Puschkinallee 11�
06846�
Dessau�
0340/617-201�
�
�
Verwaltung�
�
Stadtverwaltung Wittenberg�
Amt für Wirtschaftsförderung und Liegenschaften�
16515�
Wittenberg�
�
�
�
Verwaltung�
�
Stadtverwaltung Wolfen�
Amt für Wirtschaftsförderung�
�
�
06766�
Wolfen�
�
�
�
Verwaltung�
�
Regierungspräsidium Dessau�
Abteilung V, Umwelt, Landwirtschaft, Veterinärwesen und Forstverwaltung�
Dessau�
�
�
�
Verwaltung, Landwirtschaft�
�
BBJ Servis GmbH�
�
�
�
Halberstädter Str. 110�
39112�
Magdeburg�
0391/42591�
�
�
Wirtschaft�
�
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben�
Geschäftsstelle Magdeburg�
�
Otto-von-Guericke-Str. 107�
39104�
Magdeburg�
0391/5660-0�
�
�
Wirtschaft�
�
Infraplan Einkaufscenterverwaltung GmbH und Co. Gewerbebau KG�
Heidestr. 89�
06844�
Dessau�
0340/822131, 824063�
�
�
Wirtschaft�
�
Piesteritzer Siedlungsgesellschaft mbH & Co., Bewirtschaftungs KG�
Geschäftsführer�
Herr�
Leske�
Krummer Weg / Bauhof �
06886�
Lutherstadt Wittenberg �
Wirtschaft�
�
Treuhandliegenschaftsgesellschaft�
Geschäftsstelle Magdeburg�
�
Am Fuchsberg 11�
39104�
Magdeburg�
0391/5660-0�
�
�
Wirtschaft�
�
Verband der Sanierungsgesellschaften e.V.�
Herr�
Kaiser�
Gerhart-Hauptmann Str. 2�
01968�
Senftenberg�
03573/783590�
�
�
Wirtschaft�
�
Wolfener Ingenieurverbund (WIV)�
�
�
�
06766�
Wolfen�
�
�
�
Wirtschaft�
�
Europäisches Geschäftszentrum GmbH�
�
Leipziger Chaussee , Universal Gewerbegebäude Haus 1�
06112�
Halle/Saale�
0345/5600428�
�
�
Wirtschaft/EU-Beratungsstelle�
�
Institut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung Halle-Leipzig e.V.�
�
�
�
�
�
Wirtschaftsberatung�
�
Pro Terra Team GmbH�
�
�
�
�
Dortmund�
�
�
�
Wirtschaftsberatung �
�
Euro-Info-Center Magdeburg�
K.�
Berger�
Bahnhofstr. 49a�
39104�
Magdeburg�
0391/5619161�
�
�
Wirtschaftsberatung/ EU-Beratungsstelle�
�
Euro-Info-Point Halle�
Antragstelle für europäische Förderprogramme�
Georg-Schumann-Platz 5�
06110�
Halle/Saale�
0345/50086-0�
�
�
Wirtschaftsberatung/EU-Beratungsstelle�
�
Euro-Trade-Service GmbH�
�
�
Leipziger Chaussee 191g�
06112�
Halle/Saale�
0345/5800144�
�
�
Wirtschaftsberatung/EU-Beratungsstelle�
�
Trägergesellschaft des Landes S/A (TGL)�
�
Blankenburger Str. 58-70�
39112�
Magdeburg�
0391/434560�
�
�
Wirtschaftsberatung/EU-Beratungsstelle�
�
Arthur D. Little�
�
�
�
�
�
�
�
�
�
Wirtschaftsberatungsagentur�
�
Landesförderinstitut�
Bereich Wirtschafsförderung�
�
Harnackstr. 3�
39104�
Magdeburg�
0391/5891745�
�
�
Wirtschaftsförderung�
�
Stadtring e.V., c/o Dr. Dr. Gueinzius�
Herr Dr. Dr.�
Gueinzius�
Leipziger Str. 98�
06766�
Wolfen�
03494/44168�
�
�
Wirtschaftsförderung/Mittelstand�
�
Stadtring e.V., c/o Schönberger Steuerberatungs GmbH�
Herr�
Schönberger�
Virchowstr. 5�
06766�
Wolfen�
03494/22980�
�
�
Wirtschaftsförderung/Mittelstand�
�
Dessauer Arbeits-, Beschäftigungs- und Strukturförderungsgesellschaft mbH (DABS)�
Herr�
Lehmann�
Daheimstr.�
06815�
Dessau�
0340/203251�
�
�
Wirtschaftsförderung/Sanierung�
�
ALF Bernburg (Bernburg, Bitterfeld, Köthen)�
�
Streuzfelderallee�
06406�
Bernburg�
0347/3550�
�
�
Wirtschaftsförderungsgesellschaft�
�
Elb-Mulde-Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH�
Herr Dr.�
Prescher�
Ackerstr. 6a�
06842�
Dessau-Süd�
0340/825076�
�
�
Wirtschaftsförderungsgesellschaft�
�
Entwicklungs- und Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH Bitterfeld (EWG)�
Herr�
Maurer�
Mittelstr. 18-20�
06749�
Bitterfeld�
03493/341-180�
�
�
Wirtschaftsförderungsgesellschaft�
�
Entwicklungs- und Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH Bitterfeld (EWG)�
Herr Dr.�
Strehlow�
Mittelstr. 18-20�
06749�
Bitterfeld�
03493/341-180�
�
�
Wirtschaftsförderungsgesellschaft�
�
Wirtschafsförderungs GmbH Sachsen-Anhalt�
Herr Dr.�
Steinecke�
�
�
Magdeburg�
�
�
�
Wirtschaftsförderungsgesellschaft�
�
Wirtschafsförderungs mbH Gräfenhainichen�
�
Karl-Liebknecht Str. 12�
06773�
Gräfenhainichen�
Wirtschaftsförderungsgesellschaft�
�
Wirtschaftsförderungsgesellschaft für das Land SACHSEN-ANHALT mbH (WiSA)�
Martin�
Gödecke�
Schleinufer 16�
39104�
Magdeburg�
0391/568 99 28�
0391/568 99 50�
welcome@wisa.de�
Wirtschaftsförderungsgesellschaft�
�
ComEast Halle�
�
Herr Dr.�
Mech�
Kpthener Str. 33a�
06118�
Halle/Saale�
0345/815267�
�
�
Wirtschaftskontaktförderung�
�
Handwerkskammer Halle-Dessau�
�
�
Graefestr. 24�
06110�
Halle/Saale�
0345/77910�
�
�
Wirtschaftsverband�
�
IHK Halle-Dessau�
�
�
�
Georg-Schumann-Platz 5�
06110�
Halle/Saale�
0345/500860�
�
�
Wirtschaftsverband�
�
IHK-Außenstelle Bitterfeld�
Frau�
Erben-Meißen�
Niemegkerstr. 1d�
06749�
Bitterfeld�
03493/22707�
�
�
Wirtschaftsverband�
�
IHK-Außenstelle Dessau�
Frau�
Löbe�
Schloßplatz 3�
06844�
Dessau�
0340/212670�
�
�
Wirtschaftsverband�
�
IHK-Außenstelle Dessau�
Herr�
Piotrowski�
Schloßplatz 3�
06844�
Dessau�
0340/212670�
�
�
Wirtschaftsverband�
�
IHK-Außenstelle Wolfen�
�
�
Krondorfer Str. 83�
06766�
Wolfen�
03494/30103�
�
�
Wirtschaftsverband�
�
Verband Deutscher Produktionsgenossenschafte und Partnerschaftsunternehmen e.V.�
Wasserstadt 17�
06844�
Dessau�
0340/2162369�
�
�
Wirtschaftsverband�
�
bauhaus dessau�
Leiter der Akademie�
Dr. Walter�
Prise�
Gropiusallee 38�
06846�
Dessau�
0340/6508-327�
0340/6508-326�
�
Wissenschaft�
�
Friedrich-Ebert-Stiftung, Büro Sachsen-Anhalt�
�
�
�
Magdeburg�
�
�
�
Wissenschaft�
�
Gesellschaft zur Planung und Abwicklung von Gewerbe- und Sonderbau mbH�
Prof. Jürgen�
Becher�
Luis-Fürnberg Str. 9�
04318�
Leipzig�
0341/2314081�
�
�
Wissenschaft�
�
Kirchliches Forschungsheim�
�
�
�
16515�
Wittenberg�
�
�
�
Wissenschaft�
�
Stiftung Bauhaus Dessau�
Babett�
Scurill�
�
�
Dessau�
�
�
�
Wissenschaft�
�
Stiftung Bauhaus Dessau�
Regina�
Sonnabend�
�
�
Dessau�
�
�
�
Wissenschaft�
�
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� Gründung des deutschen Köngs- und Kaisertums, Franken/Sachsenkonflikt, Luther und Reformation, Fürst Franz und das Gartenreich, industrielle Revolution und Umweltzerstörung, Bauhaus und Funktionalismus.


� Der Flächennutzungsplan ist neben dem Bebauungsplan das zweite Element der Bauleitpläne. Der Flächennutzungsplan ist ein vorbereitender Bauleitplan, dessen Inhalte als politische Willenserklärung für die städtebauliche Entwicklung gelten. Der Flächennutzungsplan hat keine Rechtskraft gegenüber Dritten. Er bindet mit seinen Darstellungen das Handeln der Behörden und Stellen, die Träger öffentlicher Belange sind, sofern sie ihnen nicht widersprochen haben.





� Ziel der IBA Emscher Park GmbH ist, das am dichtesten besiedelte Gebiet der BRD, die Emscher Region, ökologisch und städtebaulich zu erneuern und dadurch Arbeitsplätze zu schaffen. Die Rolle der IBA als Mittlerin zwischen Unternehmen, Verwaltung und BürgerInnen ist nicht unumstritten (vgl. Peters 1996:56). 





� Frithjof Bergmann ist Gründer und Direktor des Center for New Work und Initiator und Mitbegründer der Mühlhäuser Initiative e.V. in Mühlhausen, Thüringen. Gleichzeitig lehrt er Philosophie und Anthropologie an der Universität of Michigan, an der University of Chicago und ist Gastprofessor an der Gesamthochschule Kassel. 





� In ökologischer Hinsicht werden zunehmende Bodenzerstörung, der Verlust der biologischen Artenvielfalt, der zunehmende Treibhauseffekt, mit Nitrat und Pestiziden verunreinigte Wässer und wasserbaulich beschädigte Ökosysteme zu beklagen sein, wenn sich unser bisheriges globales Ernährungssystem nicht grundlegend wandelt. 


In wirtschaftlicher Hinsicht werden auch in Zukunft die volkswirtschaftlichen Kosten der Millionen Arbeitslosen in den ländlichen Regionen, der Landflucht, der Migration und der unterversorgten ländlichen Gebiete mit lebensnotwendigen Infrastrukturen zu Buche schlagen. Ebenso sind die nach wie vor enormen Aufwendungen der EU (ca. 2/3 des EU-Haushaltes) zur Überschußsubvention, Lagerhaltung, Senkung der Exportpreise, Vernichtung der Überschüsse etc. gleichbedeutend mit der Vernichtung volkswirtschaftlichen Einkommens.


In sozialer Hinsicht müssen die zunehmenden „Landimporte“ der IL reduziert werden. Durch Importe von Futter- (20% der deutschen Futtermittel) und Lebensmitteln werden durch den deutschen Nahrungsmittelbedarf landwirtschaftliche Flächen in anderen Ländern belegt. Diese entsprechen 30% der in Deutschland landwirtschaftlich genutzten Flächen. Diese „Landimporte“ sind ein wesentlicher Faktor, der die Möglichkeit einer eigenständigen Ernährung in anderen Weltregionen reduziert. Ebenfalls führen die heruntersubventionierten Weltmarktpreise für Lebensmittel in den EL zur Abnahme der Selbstversorgungfähigkeit mit eigenen Nahrungsmitteln.











